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EINFÜHRUNG UND GRUßWORT 

 

Einführung  

 

Die Veranstaltung war die 8. Fachtagung der Reihe „Betrifft: Häusliche Gewalt“. Veranstalter 

waren das niedersächsische Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit und 

der Landespräventionsrat. Eingeladen waren Leitungskräfte und Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 

aus Justiz, Polizei, Frauenunterstützungseinrichtungen sowie weitere Fachkräfte, die 

beruflich mit dem Thema „häusliche Gewalt“, mit Opferschutz oder Täterarbeit befasst sind. 

Ca. 200 Personen nahmen an der Veranstaltung teil.  

Mit Blick auf die lange Tradition der Veranstaltungsreihe machte Staatssekretärin Dr. 

Christine Hawighorst (MS) in ihrem Grußwort deutlich, dass die Förderung der 

interdisziplinären Intervention und die Fortbildung der Fachkräfte in diesem Bereich nach wie 

vor ein zentraler Aspekt der ressortübergreifenden Zusammenarbeit zwischen Sozial-, Innen-

, Justiz und Kultusministerium ist. In diesem Kontext wies die Staatssekretärin zum einen auf 

Aktivitäten des Koordinationsprojekts „Häusliche Gewalt“ hin und hob zum anderen die 

Bedeutung von Täterarbeit als einen Baustein für einen nachhaltigen Schutz der Opfer 

häuslicher Gewalt hervor. 

Die Vorträge der Tagung thematisierten unterschiedliche Aspekte der Interventionsarbeit: 

  Prof. Dr. Luise Greuel (Institut für Polizei und Sicherheitsforschung, Bremen) 

verdeutlichte die Schwierigkeiten der Risikoeinschätzung und Gefahrenprognose bei 

Stalkingdelikten1, 

  Prof. Dr. Margrit Brückner (Fachhochschule Frankfurt) analysierte das ambivalente 

Verhalten von Frauen in Gewaltsituationen und die Auswirkungen dieses Verhaltens 

auf die Fachkräfte im Unterstützungssystem;  

  Dagmar Freudenberg (Nds. Justizministerium) präsentierte Überlegungen zum 

Fallmanagement bei „Hochrisiko-Fällen“.  

In fünf Arbeitsforen wurden die damit zusammenhängenden Fragestellungen vertieft und aus 

der Sicht unterschiedlicher Professionen reflektiert. Diese Dokumentation enthält einige 

Vortragsmanuskripte, Berichte aus den Arbeitsgruppen sowie Thesenpapiere. Mit der 

Veröffentlichung der hier zusammengestellten Materialien kommen wir dem Wunsch vieler 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach, die diese Texte  für die weitere Bearbeitung des 

Themas nutzen möchten..  

 

Andrea Buskotte; Landespräventionsrat Niedersachsen, Koordinationsprojekt „Häusliche 

Gewalt“ 

Karin Pienschke, Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit 

                                            
1
 Buchveröffentlichungen von Prof. Dr. Greuel zum Thema ihre Vortrags sind am Schluss der Dokumentation 

angefügt. 
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Grußwort von Frau Staatssekretärin Dr. Hawighorst  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich begrüße Sie sehr herzlich zu der heutigen Fachtagung mit dem zunächst sehr bedrohlich 

klingenden Titel „Ich bringe Dich um!“ Doch schon aus dem Untertitel wird deutlich, dass es 

dabei um die Problematik des Stalking und um Gewalteskalation in Beziehungen geht. Damit 

besteht für Sie also keine Gefahr, dass Ihnen hier im Raum etwas zustoßen wird. Bei dieser 

Veranstaltung sollen mögliche Gefährdungslagen für andere in den Blick genommen werden. 

Anrede, 

es handelt sich heute bereits um die 8. Fachtagung aus der Reihe „Betrifft: Häusliche 

Gewalt“ und es ist die zweite Veranstaltung zum Thema Stalking und Gewalteskalation in 

Beziehungen. Ich freue mich sehr, dass wir Frau Professor Greuel, Leiterin des Instituts für 

Polizei und Sicherheitsforschung in Bremen, für die heutige Fachtagung gewinnen konnten. 

Wie ich erfahren habe, waren Sie bereits für unsere erste Tagung eingeplant, konnten aber 

krankheitsbedingt leider nicht teilnehmen. Umso mehr freue ich mich, Sie heute hier 

begrüßen zu dürfen. Der von Ihnen vorgesehene Überblick über Zusammenhänge, 

Risikofaktoren und Eskalationsprozesse in Paarbeziehungen, bietet einen guten Einstieg für 

alle, die sich heute noch mit vielen Detailfragen auseinander setzen werden. 

Ebenso herzlich begrüße ich Frau Professor Brückner von der Fachhochschule Frankfurt. 

Auch Sie sind dem Thema „Gewalt gegen Frauen“ schon sehr lange Zeit mit Ihren 

vielfältigen Arbeiten verbunden. Mit Ihrem Vortrag werden Sie den Teilnehmenden dieser 

Veranstaltung erläutern, wie ambivalente Opfer unterstützt werden können.  

Anrede, 

es ist besonders wichtig, Möglichkeiten und Grenzen professioneller Hilfen bei häuslicher 

Gewalt aufzuzeigen, um falschen Erwartungen vorzubeugen und Grenzen des eigenen 

Handelns frühzeitig zu erkennen. Wir erhoffen uns Erkenntnisse, die von besonderer 

Bedeutung sein können, wenn es darum geht, Handlungsorientierungen für schwere Fälle 

von Stalking und Gewalteskalationen aufzuzeigen. An dieser Stelle begrüße ich ganz 

herzlich Frau Staatsanwältin Freudenberg. Seit einigen Monaten unterstützen Sie das 

Koordinationsprojekt des Landespräventionsrates beim Niedersächsischen 

Justizministerium.  

Wie Sie schon von unserer letzten Tagung wissen, beschäftigt sich der Praxisbeirat des 

Koordinationsprojektes „Häusliche Gewalt“ seit längerer Zeit mit dem Thema 

„Handlungsorientierungen für das Fallmanagement bei Stalking und Gewalteskalation“. Die 

im Praxisbeirat entwickelten Grundideen und Umsetzungsvorschläge einer Konzeption 

werden Sie, Frau Staatsanwältin Freudenberg, vorstellen und erläutern. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die Gelegenheit nutzen und allen Mitgliedern des 

Praxisbeirats für ihr langjähriges Engagement herzlich danken. Ich freue mich ganz 

besonders darüber, dass Sie alle - sozusagen in guter Übung -  so zahlreich auch zu dieser 

Veranstaltung erschienen sind. Zeigt es doch Ihr großes Interesse, als Fachkräfte aus 
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Polizei, Justiz sowie den Frauenunterstützungseinrichtungen gemeinsam mit uns an der 

Thematik „Häusliche Gewalt“ zu arbeiten. Sicherlich sind Sie – genauso wie ich -  interessiert 

zu erfahren, was in den letzten 2 Jahren bewegt und erreicht werden konnte. 

Anrede, 

mehr als 60 % der Fälle von Stalking gehören in den Bereich der häuslichen Gewalt. Gerade 

in Trennungssituationen besteht ein besonderes Risiko für Stalking und Gewalteskalation bis 

hin zu Tötungsdelikten. Das gilt besonders, wenn die Paarbeziehung schon vorher durch 

Gewalt geprägt war. Plakativ ausgedrückt: Es handelt sich um die Fortsetzung der Gewalt- 

und Machtausübung in der (Ex-) Beziehung mit anderen Mitteln. Und leider gab es auch in 

den letzten zwei Jahren in Niedersachsen immer wieder Fälle solcher Tötungsdelikte. Viele 

haben hier sicherlich noch genügend Beispiele in Erinnerung, die von den Medien 

aufgegriffen wurden. So wie das „Familiendrama“ im März 2009 im Landkreis Hildesheim. 

Hier erschoss ein Mann seine Frau, seinen Sohn und dann sich selbst. Oder die schreckliche 

Tat eines Mannes im August 2009 in Cuxhaven, der auf dem Campingplatz seine Ex-

Partnerin und ihre Freundin erstochen hat.  

Beispiele wie diese gibt es leider viel zu viele. Sie alle machen deutlich, dass weitergehende 

Erkenntnisse erforderlich sind und für die Gefährdungsanalyse, die Präventions- und 

Interventionsarbeit bei Stalking und Gewalteskalation genutzt werden müssen. Sie dienen 

dem Opferschutz. 

Anrede, 

„Ich bringe Dich um!“ ist nicht nur der Titel der heutigen Veranstaltung. „Ich bringe dich um!“ 

ist auch eine Äußerung der Täter, von denen Opfer in zahlreichen Ermittlungs- und 

Strafverfahren wegen häuslicher Gewalt berichten. Dieser Satz bietet immer wieder Anlass 

für die Frage: Handelt es sich bloß um  einen verbalen Wutausbruch? Oder ist es eine 

ernsthafte Drohung gegen das Leben des Opfers? Schon als unbedachte Äußerung ist ein 

solcher Satz nicht akzeptabel, zeigt er doch ein unerträgliches Maß an Respektlosigkeit und 

Verrohung der Sprache. Wenn aber von einer ernsthaften Drohung gegen das Leben des 

Opfers auszugehen ist, so sind Polizei und Justiz gefordert: Einerseits alles in ihrer Macht 

stehende zu unternehmen, um dem potentiellen Täter seine Grenzen aufzuzeigen. Ihm muss 

nachdrücklich deutlich gemacht werden, dass die Gesellschaft Gewalt als Lösung von 

Beziehungskonflikten nicht toleriert.  

Andererseits ist es notwendig, dem potentiellen Opfer Schutz, Hilfe und Unterstützung 

zukommen zu lassen. Im Zusammenwirken von Polizei, Justiz und 

Frauenunterstützungseinrichtungen treffen dann Intervention und Prävention 

professionsübergreifend unmittelbar aufeinander.  

Anrede, 

es ist keine neue Erkenntnis, dass ein professionsübergreifendes, vernetztes Handeln aller 

mit der Thematik häuslicher Gewalt befassten Institutionen notwendig ist. Die Liste der 

Netzwerkpartner ist beeindruckend lang: Frauenunterstützungseinrichtungen wie 

Frauenhäuser und Frauennotrufe, Beratungs- und Interventionsstellen (BISS), Opferhelfer, 

Nebenklageanwälte, Jugendämter, Familiengerichte, Strafgerichte, sozialpsychiatrische 

Dienste, Gesundheitsämter, Vertreter der Ärzteschaft, Psychologen und Psychotherapeuten 

sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Projekten zur Durchführung von Täterarbeit möchte 

ich an dieser Stelle exemplarisch nennen.  
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Gemeinsam gewährleisten sie den Schutz der Opfer und wehren drohende Eskalation ab. 

Die hier Handelnden arbeiten hoch professionell und verfügen über ein profundes 

Fachwissen in Bezug auf die Phänomene Häusliche Gewalt und Stalking. Nicht zuletzt durch 

Veranstaltungen wie diese, werden die fachlichen Kenntnisse substantiell und kontinuierlich 

weiter ausgebaut und im Einklang mit den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen auf 

dem neuesten Stand gehalten. 

Die unabdingbare Vernetzung der Professionen bei der Bekämpfung Häuslicher Gewalt und 

drohender Gewalteskalation spiegelt sich in der ressortübergreifenden Zusammenarbeit 

zwischen dem Sozialministerium, dem Innenministerium, dem Justizministerium und dem 

Kultusministerium eindrucksvoll wieder. Diese vier Häuser tragen in Niedersachsen 

gemeinsam die Verantwortung für nachhaltige Konzepte zur Bekämpfung Häuslicher Gewalt. 

So haben sie zusammen das Koordinationsprojekt „Häusliche Gewalt“ beim 

Landespräventionsrat Niedersachsen eingerichtet. Diese Institution, dem auch der eingangs 

genannte Praxisbeirat zugeordnet ist, ist weit über die Landesgrenzen anerkannt und 

respektiert. 

Anrede, 

die Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen im häuslichen Bereich - und dazu gehört auch 

Stalking durch den (Ex-) Partner - ist der Landesregierung ein großes Anliegen. Deshalb 

werden wir den „Aktionsplan II zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen im häuslichen 

Bereich“ fortschreiben. Neue Handlungsfelder darin sind das Fallmanagement zur 

Verhinderung der Gewalteskalation in Paarbeziehungen sowie die Täterarbeit.  

Mit der Entstehung und Umsetzung von interdisziplinären Kooperationsbündnissen und 

Interventionsprojekten zur Bekämpfung häuslicher Gewalt ist zunehmend die Notwendigkeit 

deutlich geworden, dass Täter stärker in die Verantwortung für ihre Taten genommen 

werden müssen. Die stärkere Einbeziehung der Täter ist erforderlich, damit die Opfer 

konsequent geschützt und erneute Gewalt verhindert werden kann. Täterarbeit als 

Verantwortungstraining ist als weiterer Baustein in der Intervention gegen häusliche Gewalt 

in Sinne des Opferschutzes erforderlich. Täter müssen motiviert werden, die Gewalt zu 

beenden und ihre Einstellungen und ihr Verhalten zu ändern.  

Anrede, 

insgesamt haben wir ein System von funktionierenden Netzwerken zur Bekämpfung von 

häuslicher Gewalt geschaffen. Jetzt gilt es, dieses Netz zu verfestigen und ein 

Fallmanagement bei Stalking und Gewalteskalation zu etablieren. Für die heutige 

Fachtagung wünsche ich Ihnen anregende und erkenntnisreiche Vorträge sowie 

gewinnbringende Gespräche. Ich bin sicher, dass diese Veranstaltung ein weiterer wichtiger 

Baustein in dem gemeinsamen Kampf gegen häusliche Gewalt ist. 

 

Vielen Dank für Aufmerksamkeit. 
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PROGRAMM  
 
 

 

 

10.00  Grußwort 
Staatssekretärin Dr. Christine Hawighorst,  Niedersächsisches Ministerium für 
Soziales, Familie, Frauen und Gesundheit  
 

  VORTRÄGE 

10.30 Stalking und häusliche Gewalt  Ein Überblick über Zusammenhänge, 
Risikofaktoren und Eskalationsprozesse in Paarbeziehungen 

Prof. Dr. Luise Greuel, Institut für Polizei und Sicherheitsforschung, Bremen 

 

11.45  Ambivalente Opfer unterstützen – Möglichkeiten und Grenzen 
professioneller Hilfen bei häuslicher Gewalt    

Prof. Dr. Margrit Brückner, Fachhochschule Frankfurt 

 

13.45  Handlungsorientierungen für das Fallmanagement bei Stalking und 
Gewalteskalation 

Dagmar Freudenberg,  Koordinationsprojekt „Häusliche Gewalt“ 

 

14.30  FACHFOREN  

Forum 1: Aktuelle Rechtsprechung zu Stalking  

               Heidi Winterer, Staatsanwaltschaft Freiburg, Sonderdezernat 
               „Häusliche Gewalt“  

Forum 2: Diagnose und Handlungsoptionen bei psychisch auffälligen 
                 Tätern  

                 Dr. Klaus-Peter Frentrup, Sozialpsychiatrischer Dienst Göttingen 

Forum 3:  Ambivalenzen auf Seiten der Opfer 

                Dr. Margarete Wegenast, Frauennotruf Langenhagen 

Forum 4. Interkulturelle Kompetenz im Umgang mit Opfern/Tätern  
                  mit Migrationshintergrund 

                  Fulya Kurun, Polizeidirektion Hannover  

Forum 5: Täterarbeit bei Stalking 

                 Roland Hertel, Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt Südpfalz 

 

16.00  Austausch im Plenum 

16.30  Ende der Tagung  
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VORTRÄGE 
 

Ambivalente Opfer unterstützen –  

Möglichkeiten und Grenzen professioneller Hilfen bei häuslicher Gewalt 

Margrit Brückner, Fachhochschule Frankfurt 

 

Bis vor gut 30 Jahren galt Häusliche Gewalt als Privatangelegenheit bzw. als nicht existent. 

Erst seit den späten 1960er und frühen 1970er Jahren wurde das vermeintlich Private zum 

Politikum: Frauen machten ihre Gewalterfahrungen publik, entwickelten Formen der Hilfe 

und Unterstützung und forderten politische Maßnahmen (Brückner 2002). Seither ist viel für 

die zumeist weiblichen Opfer männlicher Gewalt in Partnerschaften erreicht worden: 

Gesetzgeber, Justiz, Polizei, Sozialbehörden, Gesundheitseinrichtungen u. a. nehmen ihre 

Schutz- und Hilfeaufgaben in wachsendem Umfang wahr und zahlreiche Beratungsstellen 

und Frauenhäuser dienen dem Opferschutz.  

Doch die Arbeit mit Frauen, die häusliche Gewalt erlitten haben, kann auch Schwierigkeiten 

in sich bergen, unter anderem aufgrund des ambivalenten Verhaltens vieler Frauen 

gegenüber ihrem gewalttätigen Partner oder Ex-Partner. Manchmal entsteht nach ersten 

Hilfeschritten das Gefühl von Ratlosigkeit bis hin zu Unverständnis im Kontakt mit 

betroffenen Frauen: So kann es sein, dass Frauen bei Polizeieinsätzen einerseits rasche 

Hilfe erwarten, andererseits sich vor ihren gewalttätigen Mann stellen, was sich gegen die 

Interessen des Opfers bei zukünftigen Einsätzen auswirken kann, dass 

Jugendamtsmitarbeiter/innen und Richter/innen aufrechterhaltene oder wieder eingegangene 

Kontakte zum Mann als ausreichende Basis für ein gemeinsames Umgangs- und Sorgerecht 

interpretieren, dass Rechtsanwält/innen keinen ausreichend klaren Auftrag für eine 

erfolgreiche Prozessführung erhalten und dass Mitarbeiterinnen in Fraueneinrichtungen sich 

mühevoll um eine Wohnung kümmern und danach die Frau zurückgeht oder der Mann mit 

einzieht (Ernst u. a. 2003). Solche und ähnliche Phänomene können dazu führen, dass 

anfängliche Hilfsbereitschaft in Ärger und Rückzug mündet. Daher gilt es, diese 

Ambivalenzen im Verhalten der Frauen zu verstehen und den Umgang mit derartigen 

Ambivalenzen als wichtigen Teil des professionellen Hilfeprozesses zu sehen. Ein zweiter 

Blick auf die vorher genannten Beispiele kann vielleicht einige grundlegende 

Missverständnisse zwischen Opfern und Professionellen aufdecken. 

Die meisten Frauen wollen Hilfe, aber vielleicht nicht die, die sie bekommen: Die Polizei soll 

die Gewalt beenden, aber vielleicht nicht den Mann mitnehmen; Jugendamt und Gerichte 

sollen ihnen und nicht dem Mann das Sorge- und Umgangsrecht zusprechen, auch wenn sie 

ab und an oder auch häufiger seinem Drängen nach Kontakt nachgeben oder auch selbst 

ihn sehen wollen; Rechtsanwält/innen sollen für ihre Rechte kämpfen und etwas für sie tun, 

aber sie nicht zu Klarheiten zwingen, die sie nicht haben; Fraueneinrichtungen sollen ihnen 

Wohnmöglichkeiten verschaffen, aber die Entscheidungen über ihr Leben mit oder ohne 

Mann wollen sie selbst treffen, die Gewalt des Mannes soll aufhören, aber die Behandlung 

der eigenen Kinder wie Privateigentum mit dem ich machen kann, was ich will, erscheint 

manchen nicht als Problem. Das klingt unlogisch? Nur wenn linear zielgerichtete 

professionelle Handlungslogiken (wenn – dann) angewandt werden; im Kontext von eher 
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spiralförmigen Beziehungslogiken (einerseits – andererseits) ist das Unvereinbare sehr 

wohl vereinbar – Liebe und Hass, Zärtlichkeit und Übergriffe, Wunsch nach Nähe und nach 

Distanz, Zusammenbleiben und Trennung - und Teil ganz normaler oder auch ziemlich 

verrückter Verstrickungen (GiG-net (Hg.) 2008). Hier prallen zwei Systeme zusammen, die 

strukturell und von ihren jeweiligen Logiken her nicht zusammenpassen und dennoch mit 

einander auskommen müssen. Doch passend machen müssen es die Professionellen und 

nicht die Opfer, obwohl es schon sehr angenehm wäre, wenn die Opfer sich der 

professionellen Logik unterordnen würden, - was wir selbst in unserem eigenen Leben auch 

eher nicht tun. Die hohe Kunst des Helfens besteht vielleicht darin, sich als Professionelle 

oder Professioneller auf die emotionale Achterbahnfahrt soweit einzulassen, dass sie Teil 

der eigenen Professionslogik werden kann, ohne selbst in der Beziehungslogik 

unterzugehen. Das schließt verantwortliche und der Wahrung des Kindeswohles 

entsprechende Grenzziehungen, Konfrontationen und Handlungsweisen ein. 

Mit meinen Überlegungen will ich Sie dazu einladen, sich derartigen Fragen auszusetzen, 

weil Professionelle in diesem Feld angewiesen sind auf den Umgang mit Ambivalenzen und 

Widersprüchen (Brückner 2009). Doch zunächst einige Überlegungen zu den Ursachen des 

ambivalenten Verhaltens eines Teils der Frauen, mit denen Professionelle dann 

zwangsläufig am längsten und intensivsten zu tun haben. 

 

1. Der Kitt von Paarbeziehungen: Geteilte Selbstbilder und Beziehungsmuster 

 

1.1. Traditionelle Selbstbilder als Stabilisierungsfaktoren gewalttätiger Beziehungen 

- Weibliches Dasein für andere 

Nach traditionellen Vorstellungen ist es Aufgabe der Frau, ihre Bedürfnisse mit denen des 

Mannes zur Deckung zu bringen, so dass sich Harmonie – auch ohne sein Zutun – einstellt. 

Diese Arbeitsteilung richtet sich besonders in einer gewalttätigen Beziehung gegen die Frau, 

da sie grenzenlose Ansprüche und Besitzdenken gewalttätiger Männer bestärkt. Ein 

besonders Problem ist die starke Verantwortung, die - auch über Jahre hinweg schwer 

misshandelte - Frauen für ihren Mann übernehmen und die sie in gewalttätigen Beziehungen 

festhält (Müller/ Schröttle 2004; Helfferich 2004). Das Dilemma vieler solcher Frauen ist, 

dass ihre äußerst brutalen Männer zu anderen Zeiten verletzlich und hilflos sind, dann haben 

Frauen, z.B. die Angst, dass der Mann „kaputt geht, wenn ich weggehe“ (Brückner 1987, 

125).  

- Männliches Anrecht auf zwei Körper 

Misshandlung korreliert nach einer repräsentativen Schweizer Studie (Gillioz u.a. 1997) mit 

ausgeprägten männlichen Anspruchshaltungen und einer starken Bindung an 

Dominanzvorstellungen, ausgehend von einem Verfügungsrecht über die ”eigene” Frau, 

ihren Körper und allem was sie tut (vgl. auch: Godenzi 1996, Mayer 2007). Die große 

Mehrheit gewalttätiger Männer ist davon überzeugt, einen legitimen Anspruch auf die 

Unterordnung der Frau zu besitzen. Wenn Frauen auf der Folie kultureller, männlicher 

Hegemonievorstellungen dieses Männerbild im Prinzip teilen ist es für sie schwer, klare 

Grenzen zwischen ihnen angenehmer Stärke und Vormachtstellung einerseits und einem oft 

schleichenden Beginn zunehmender Einengung und Übergriffe andererseits frühzeitig zu 
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erkennen (Goldner u. a. 1992).  

 

1.2. Traditionelle Beziehungsmuster als Stabilisierungsfaktoren gewalttätiger 

Beziehungen 

- ‘Meine Frau gehört mir’ - ‘Ich gehöre meinem Mann’  

Die kulturelle Verankerung hierarchischer, geschlechtsspezifischer Beziehungsbilder zeigt 

sich ebenfalls im Bild des Einander-Gehörens, in dem sich das „Gehören“ als Ein-Personen-

Spiel allein auf den Mann bezieht und keine selbst bestimmte Dynamik von Einssein und 

Selbstsein beider Partner unter gleichberechtigten Bedingungen meint, sondern: Er lebt für 

sich und sie lebt auch für ihn (Brückner 2002). Ein weiteres Frauen bindendes Moment 

scheint zu sein, wenn die Beziehung gegen den Willen von Eltern, den Rat von Freunden 

oder im Bruch mit Traditionen eingegangen wurde bzw. aufrechterhalten wird und damit das 

Gelingen der Beziehung quasi gegen den Rest der Welt bewiesen werden muss (Müller/ 

Schröttle 2004). 

 

2. Verschiedene Gewaltdynamiken und unterschiedliche Trennungsmöglichkeiten 

 

Die Strukturen gewalttätig gewordener Liebesbeziehungen unterliegen durchaus 

unterschiedlichen Mustern, von denen eines besonders bei lang anhaltenden, schwer 

gewalttätigen Beziehungen typisch scheint, in denen die Frauen „ambivalent gebunden“ 

(Helfferich 2004) sind: Sie wissen, dass sie gehen sollten und wollen das eigentlich auch, 

können sich aber - derzeit - nicht lösen und sich das selbst nicht erklären und brauchen dann 

für Trennungen geraume Zeit und mehrere Anläufe. Diese Erfahrung, nicht tun zu können, 

was der eigenen Überzeugung entspricht, hat eine zutiefst verunsichernde Wirkung. Diese 

Frauen haben daher nach gelungener Trennung nicht selten das Gefühl, in dieser 

Lebensphase nicht mehr sie selbst gewesen zu sein (Brückner 1987). 

 

- Lebensbedrohliche zyklische Gewaltdynamik/ ambivalente Bindung  

Nach dem inzwischen klassisch zu nennenden Erklärungsansatz der Dynamik schwer 

gewalttätiger Beziehungen von Lenore Walker (1984) verstärkt sich die Gewalttätigkeit 

typischerweise im Verlauf der Beziehung und die Handlungsfähigkeit der Frau nimmt 

entsprechend ab. Frauen hoffen anfangs typischerweise, dass sich die Gewalttätigkeit legt 

und tendieren dazu, dem ersten Vorfall (oder den Vorfällen) wenig Beachtung zu schenken, 

vor allem, wenn sie selbst gewalttätige Sozialisationserfahrungen gemacht haben. Was 

anfänglich ein Ausrutscher war, wird zur Regel, zudem fühlt sich der Mann immer sicherer, 

dass ihm durch Dritte nichts passiert und die Frau ihn nicht verlässt. Gleichzeitig wächst bei 

der Frau die Angst zu gehen und die Angst zu bleiben gleichermaßen. Schließlich geht es 

nur noch um das eigene Überleben mit einem für Außenstehende unverständlichem Maß an 

Anpassung an den Täter und Deckung oder Leugnung der Gewalttätigkeit als einzig 

verbliebener Halt (Stockholm-Syndrom, Hermann 1993). Eine mögliche Erklärung zur 

Aufrechterhaltung der Beziehung kann sein:  
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„Weil er trotz allem der einzige war, der noch als Ansprechpartner für mich da war. Egal, wie 

er mit mir umgesprungen ist. Und ich hing an ihm und war vier Jahre mit ihm zusammen“,  

Trennung oder Hilfe zu holen kann heißen: „den allerletzten, für den ich überhaupt noch 

existiere, den auch noch zu verlieren“ (Müller/ Schröttle 2004: Teil III, 38). 

 

- weniger verstrickte Gewaltformen 

Anhand von Interviews mit Frauen, zu deren Gunsten die Polizei einen Platzverweis des 

gewalttätigen Mannes ausgesprochen hat, entwickelte Cornelia Helfferich (2004: 42-47) 

weitere Muster der Gewaltdynamik entlang der jeweils empfundenen Handlungsmächtigkeit 

(„agency“) und damit verbundenen Trennungsfähigkeiten der Frauen, die sich bei derselben 

Frau ändern können: 

- „Rasche Trennung“ als Muster nach dem (oft noch jüngere) Frauen von Anfang an keine 

Gewalt hinnehmen, sich schnell und dauerhaft trennen, sich selbstbewusst fühlen und sozial 

eingebunden sind.  

- „Neue Chance“ als Muster zumeist langjähriger Beziehungen, in denen Frauen auf 

Veränderung ihres Mannes setzen, sich selbst als handlungsfähig und wenig verstrickt 

beschreiben und in eher gesicherten Rahmenbedingungen leben; 

- „Fortgeschrittener Trennungsprozess“ als Muster nach langjährigen Gewalterfahrungen 

(aufgrund traditioneller familialer Werte), wo die Gewalt aufgrund der bevorstehenden 

Trennung eskaliert. 

Eine große Rolle für die Beendigungsmöglichkeit von Gewaltbeziehungen spielen nach 

Müller/ Schröttle (2004: Teil III, 30/31) Schuldgefühle und Verantwortungsübernahme: 

Übernehmen Frauen die männlichen Schuldzuweisungen zur Rechtfertigung von 

Gewalttaten und halten sich für Versagerinnen, die ihre Aufgaben in der Beziehung nicht 

zureichend erfüllen, dann steigt die Wahrscheinlichkeit einer Fortführung der Beziehung: 

„Und es heißt ja, zum Streit gehören immer zwei, also überlegt man auch, was hab ich jetzt 

verkehrt gemacht“ (GiG-net (Hg.) (2008): 152). Daher ist es von großer Bedeutung, dass das 

Hilfenetz als Ergebnisoffen wahrgenommen wird:  

„Da hab ich lange noch gebraucht, bis ich den ersten Kontakt (zu der Beratungsstelle) 

aufgenommen habe, weil ich gedacht habe, die sagen dir: ‚verlass ihn.’ Und da blockte ich 

sofort ab. Danach ging alles nur noch da rein, da raus. Da war nichts zu machen. (…) Und 

die Frau (Name), die hat nur dadurch mein Herz gewonnen, (…) dass sie mir als Erstes 

gesagt hat: ‚Sie brauchen sich nicht von ihm zu trennen’. Dadurch ist mir so ein Stein vom 

Herzen gefallen“ (GiG-net (Hg.) (2008): 154).  

 

3. Selbstbefreiung und die Bedeutung von Hilfenetzwerken 

 

Für viele Frauen, die Beziehungsgewalt erleiden, gibt es einen Zeitpunkt, zu dem sie sich 

selbst nach Jahren schwerster Unterdrückung aus ihrer Abhängigkeit lösen und aktiv ihre 

Situation - zumeist mithilfe informeller oder auch formeller Netzwerke – verlassen, indem sie 

die „Machtquelle Weggehen“ nutzen (Staub-Bernasconi 1998).  
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Der erste Schritt dieses Aufbruchs ist die innere Entscheidung zu gehen, eine 

Entscheidung, bei der viele Frauen das Gefühl haben, noch nicht zu wissen, woher sie die 

Kraft zum Weggehen nehmen sollen.  

„Das Trennen: das Schlimmste ist der Entschluss, nicht die Umsetzung, wirklich der 

Entschluss: So, jetzt tue ich es, das ist so schwer, dieses „Jetzt tue ich’s“ auszusprechen 

(…). Weil das ganz Leben ändert sich, es ändert sich alles, alles, was bisher war, ist ganz 

anders“ (GiG-net (Hg.) (2008): 157). 

Der zweite Schritt beinhaltet die manchmal mühselige Aufgabe sich dem Bann zu 

entziehen. So schildert eine Frau, die sich nach schwerer Gewalt getrennt hat, wie schwierig 

das sein kann: 

Er saß da und tat mir schon wieder so leid, dass ich kurz davor war, ihm was zu essen zu 

machen. Er war so kaputt, und ich kniete vor ihm, und da hat es bei mir ‚Krach’ gemacht. Da 

habe ich gedacht: ‚Was machst du da eigentlich? Nein, das machst du nie mehr!’ – Ich habe 

ihn dann rausgeschmissen“ (Wendepunkte o.J.:16). 

Der dritte Schritt erfordert die Stärke, sich tatsächlich aufzumachen und durchzuhalten. 

Der Punkt, an dem Frauen ihre Handlungsfähigkeit zurückgewinnen, kann sehr 

unterschiedlich sein, manchmal nach den ersten Schlägen, in dramatischen Fällen schwerer 

Gewalt nicht selten erst nach lebensbedrohlichen Zuspitzungen.  

Ein Problem in der Arbeit vieler Helfender ist es, dass sie selten – oder nur für kurze Zeit – 

mit Frauen zu tun haben, die diese Schritte gehen, am längsten sind sie mit denen befasst, 

die diese Schritte (noch) nicht gehen. Aber genau diese Frauen brauchen auch 

professionelle Unterstützungen und Eingreifen der Polizei am allermeisten, stellen jedoch 

nicht die Gesamtheit der Frauen dar.  

 

4. Enttäuschungen in der Arbeit mit Opfern häuslicher Gewalt 

 

Besonders zwei Aspekte tragen zu Enttäuschungen in der Arbeit mit Frauen, die häusliche 

Gewalt erlitten haben bei: zum einen, die schon erwähnte Tatsache, dass ein Teil der Frauen 

sich nicht trennt oder zurück geht und so das Gefühl entsteht, sich umsonst anzustrengen, 

zum andern, dass auch Opfer von Gewalt selbst gewalttätig sein können, nämlich vor allem 

gegenüber ihren Kindern.  

Auch wenn der Anlass des helfenden Kontaktes die erlittene männliche Gewalt war, ist die 

entstehende Interaktion stärker von dem persönlichen und sozialen Verhalten der 

jeweiligen Frau, ihrer Wirkung auf die Professionellen und der Wirkung der Professionellen 

auf sie geprägt. Das heißt, die Professionellen lernen ihre Fähigkeiten und 

Unvollkommenheiten, ihre liebens- und weniger liebenswerten Seiten kennen, und es wird 

deutlich, dass Frauen höchst unterschiedlich mit der Gewalterfahrung umgehen und nicht 

immer so wie aus professioneller und geschlechterpolitischer Sicht wünschenswert. Bei der 

Kontaktaufnahme werden solche möglichen Schwierigkeiten jedoch nicht mitgedacht  – und 

sind nicht vorgesehen, daher kommen sie als Überraschung. Das heißt, die Professionellen 

können sich innerlich nicht darauf vorbereiten (Bauer/ Gröning 1995).  
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 Am Anfang der eigenen Berufslaufbahn steht zumeist das Bild von einem Opfer, dem zu 

helfen sich lohnt, das die Hilfe zu schätzen weiß. Im Berufsalltag vermag daher die 

Andersartigkeit und Widersprüchlichkeit betroffener Frauen schwer aushaltbar zu sein, vor 

allem, wenn sie die eigenen Anstrengungen sinnlos erscheinen lassen. Daher ist es hilfreich 

in der beruflichen Arbeit, davon auszugehen, dass 

- zum einen Frauen das individuelle Recht haben, so zu sein wie sie – auch unter dem 

Druck der Gewalt – geworden sind und eigene Entscheidungen zu fällen, 

- zum anderen Frauen als Opfer häuslicher Gewalt das kollektive Recht haben auf ein 

Leben ohne Gewalt und das erfordert gesetzlichen Schutz und soziale Hilfen.  

Über die Abnahme der Hilfen entscheiden die einzelnen Frauen, über ein gutes Angebot und 

dessen Vermittlung hingegen die Professionellen. Das erfordert, einerseits die Begrenztheit 

der eigenen Hilfemöglichkeiten zu akzeptieren und andererseits die eigene berufliche 

Verantwortung so gut wie möglich wahrzunehmen. Dann kann genügend innerer Raum 

zwischen Helfenden und Adressatinnen geschaffen werden, um einen angstfreien Blick auf 

die eigenen Erwartungen und Enttäuschungen zu gestatten und die jeweilige Frau dennoch 

innerlich nicht aufzugeben, so wie sie sich selbst vielleicht derzeit aufgegeben hat.  

In der Arbeit mit Gewaltopfern wurde zunächst davon ausgegangen, dass von Gewalt 

betroffene Frauen selbst keine Gewalt ausüben, sondern dass es eine klare Grenze gibt 

zwischen gewalttätigen Männern und zu Opfern gewordenen gewaltlosen Frauen 

(Kavemann 1995). Doch auch misshandelte Frauen sind nicht immer frei davon, ihre Kinder 

zu vernachlässigen oder zu schlagen (Brückner 2006). Gewalt erscheint dann bis zu einem 

gewissen Grad als unvermeidbar, insbesondere bei entsprechenden Kindheitserfahrungen. 

Frauengewalt gegen Kinder führt zu einer Entidealisierung des Frauenbildes und birgt die 

Gefahr in sich, zur kulturell vorgegebenen Idealisierung des Männerbildes zurückzukehren. 

Der diese Idealisierungs- und Entidealisierungsprozesse begleitende Gefühlsaufruhr berührt 

bei Professionellen und anderen Helfenden unwillkürlich eigene Erfahrungen in Elternhaus 

und Partnerschaften. Je nach Art der eigenen Bindungen können Ohnmachtsgefühle oder 

aggressive Gefühle aktualisiert werden und das institutionelle Setting durchdringen, sowie 

auf andere Institutionen respektive deren VertreterInnen projiziert werden (Rohr 1995). So 

begründen die institutionellen Ausblendungen von Facetten häuslicher Gewalt – bei 

Frauenschutzeinrichtungen tendenziell Gewaltanteile der Frauen, bei 

Kinderschutzeinrichtungen tendenziell das Ausmaß männlicher Gewalt -, gegenseitiges 

Misstrauen (Brückner 2004), in denen Geschlechterbilder und geschlechtsspezifische 

Identifikationen – unabhängig von eigenen Geschlecht - eine große Rolle spielen 

(Hagemann-White/ Lenz 2002). Daher muss es gelingen, keine Gewaltform leugnende, aber 

auch verschiedene Gewaltformen nicht gegeneinander ausspielende Hilfeangebote 

bereitzustellen und miteinander zu vernetzen.  

 

5. Vom schwierigen Umgang mit Ambivalenzen 

 

Vielleicht gibt es mehr Gemeinsames zwischen Opfern häuslicher Gewalt und Helfenden 

bezogen auf den Umgang mit Ambivalenzen, als sich das Professionelle häufig bewusst 

machen. 
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5.1. Das Bedürfnis nach Trennung von gut und böse 

Frauen, die lange Gewalt erlitten haben sagen häufig: ‚Eigentlich ist er gut, nur wenn er trinkt 

wird er gewalttätig’, oder: ‚Mich hat er zwar geschlagen, aber zu den Kindern war er immer 

gut’ (Brückner 1987). Das heißt sie sehen ihren Mann als Menschen mit zwei Gesichtern: 

den guten Mann in ihm, den wollen sie behalten und die andere Seite blenden sie aus, 

solange irgend möglich.  

Letztlich ähnlich – im Sinne psychischer Spaltungsprozesse – funktioniert das Bedürfnis 

nach Trennung zwischen gut und böse im Hilfeprozess: Ist ein gewalttätiger Partner ein 

richtiges Ekelpaket werden die eigenen negativen Gefühlsregungen bestätigt, erweist er sich 

als unerwartet freundlich oder gar charmant, kann das verwirrend wirken und die Vorwürfe 

seiner Frau gegen ihn weniger glaubwürdig erscheinen lassen. So berichtet eine Beraterin 

von der Erfahrung einer gewaltbetroffenen Klientin im Jugendamt (mündliche Mitteilung 

2008):  

Nach ihrer Trennung vom gewalttätigen Mann möchte das Kind den Vater sehen, sie aber 

will aus Gefährdungsgründen keinen Kontakt, daher bittet sie beim Jugendamt um 

begleiteten Umgang, der ihr verwehrt wird mit dem Argument, dass ihr Mann doch nett sei.  

Ist das Opfer einem unsympathisch und dessen Verhalten nervig, wird es erheblich 

schwieriger, über längere Zeit Mitgefühl zu wahren, weil die Erfahrung zu bestätigen scheint, 

dass Hilfe wieder einmal gar nicht gewollt ist oder sowieso nichts nützt.  

Langfristiges Leid und Unrecht tragen dazu bei, dass ein Mensch im Umgang eher schwierig 

wird. Das kann dazu führen, dass entgegen dem eigenen Willen die Sympathien mit dem 

Opfer schwinden, so wie es eine Frauenhausmitarbeiterin einmal gesagt hat (mündliche 

Mitteilung): Manchmal verstehe sie zu ihrem Entsetzen den gewalttätigen Mann, weil sie 

selbst die Frau nicht aushalte.  

Das heißt, im Umgang mit häuslicher Gewalt kann das berufliche Selbstbild als hilfreich und 

auf Seiten der Opfer stehend erschüttert werden. Unerwünschte und unakzeptabel 

erscheinende Gefühle gegenüber dem Opfer, aber auch gegenüber dem Täter können 

entweder als zu verantwortende, eigene Gefühle wahrgenommen und als Teil der 

beruflichen Tätigkeit gesehen werden, oder es kann passieren, diese Gefühle bewusst oder 

unbewusst den Opfern anzulasten, weil diese nicht so sind und sich nicht so verhalten wie 

alle Helfenden sich das vorgestellt haben, nämlich sich reibungslos in den gut gemeinten 

professionellen oder privaten Hilfeprozess einpassend. Für derartige Reflexionen braucht es 

ausreichende, institutionalisierte Orte am eigenen Arbeitsplatz.  

 

5.2. Abschalten von Gefühlen, Aushalten von Gefühlen  

Nicht selten schalten Frauen in schwer und lang anhaltenden Gewaltbeziehungen ihre 

Gefühle ab, um zu überleben.  

So ist ein engagierter Mitarbeiter in einem Jobcenter erschüttert von der Leblosigkeit einer 

nicht mehr jungen Frau aus Südosteuropa, die nach Jahren schwerster Gewalterfahrungen 

auch noch nach der Trennung (aber weiterer Gefährdung, von der die Polizei Kenntnis hat) 
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wie tot wirkt und auf Fragen, ob sie denn arbeiten will, nur mit den Schultern zuckt. Er 

möchte gern helfen, fühlt sich aber völlig hilflos (mündliche Mitteilung in einer Supervision).  

Wenn Gefühle nicht mehr aushaltbar sind, ist es eine Überlebensmöglichkeit, gar nichts 

mehr zu fühlen. Eine ehemalige Frauenhausbewohnerin (Brückner 1987) drückte das so 

aus: „Ich habe nur noch dahin vegetiert“. Auch Helfende laufen angesichts kaum erträglicher 

Gewaltsituationen und schwer verständlicher Reaktionen betroffener Frauen Gefahr, zu 

erstarren und zu abwehrenden Hilfskonstruktionen zu greifen wie „die geht ja sowieso wieder 

zurück“ oder:  „vielleicht will sie es nicht anders“ usw., um so die eigene Hilflosigkeit oder 

Wut nicht mehr zu spüren. Denn Umgang mit entgrenzendem Kontrollverlust bedroht nicht 

nur die Opfer, sondern auch die psychische Integrität von Helfenden. 

Das bedeutet, auch Professionelle stehen vor der Schwierigkeit, Ambivalenzen mit zu tragen 

und selbst zu spüren (Mitleid mit dem Opfer, Wut auf das Opfer, Wut auf den Täter, 

Verständnis für den Täter). Mittragen bedeutet, beide Seiten der Gefühle von Frauen, die 

Probleme haben, sich zu trennen in das berufliche Handeln einfließen zu lassen: den 

Wunsch zu bleiben und den Wunsch zu gehen und das daraus erwachsende Hin- und 

Herschwanken im Verhalten sowohl auszuhalten als auch einzubeziehen. Das Auflösen der 

Ambivalenz würde bedeuten, nur eine Seite sehen und spüren zu können und nur eine Seite 

bei dem Hilfeangebot in Betracht zu ziehen – Trennung oder Bleiben – und damit eine Frau, 

die zwischen beidem schwankt oder gar nichts mehr für sich will, im Hilfeprozess zu 

verfehlen. 

 

5.3. Retten und gerettet werden 

Nicht selten wollen Frauen in schwer gewalttätigen Beziehungen ihren Mann retten, nicht 

zuletzt auch vor sich selbst oder ihn aufgrund seiner schwachen Seiten beschützen. An sich 

selbst denken sie dabei nur insofern, als diese Rettungsaktivitäten ihr Selbstbild stützen. 

Andererseits vermag der Mann trotz seiner Gewalttätigkeit auch für die Frau eine rettende 

Funktion haben, als jenseits von ihm nur noch das Nichts zu sein scheint. So sagt eine Frau, 

deren Leben von Kindheit an von Gewalterfahrungen durchzogen ist: „Ich war in meinen 

Mann nicht verliebt, er war nur zu dieser Zeit der einzige, der mich wahrnahm“ (Egger u.a. 

1995: 50). 

Der Wunsch einen Anderen zu retten ist auch eine große Antriebeskraft für Helfende, denn 

die ganze Arbeit dient ja dem Schutz von Gewaltopfern. Dabei stellt sich die Frage, was der 

Unterschied zwischen retten und helfen ist. Zumeist meint Retten Unterstützung für 

jemanden, die sich nicht selbst aus einer gefährlichen Situation befreien kann, Hilfe hingegen 

brauchen auch Menschen, die aktiv sein können, an einem Punkt aber Beistand brauchen. 

Kann es jedoch auch eine Aufgabe sein, Opfer, in diesem Falle Frauen, die häusliche Gewalt 

erlitten haben, vor sich selbst zu schützen? 

Eine Fachkraft berichtet von einer durchaus selbstkompetent wirkenden jungen Frau, die seit 

mehreren Jahren - mit nur kurzfristigen Annahmen von Hilfen - immer wieder ihre 

Beratungsseinrichtung aufsucht und Unterstützung bei konkreten Problemen, aber auch 

Gespräche über ihre Lebenssituation wünscht. Ihre Leidensgeschichte begann mit sexuellen 

Missbrauchserfahrungen im Familienkontext, heute hat sie nicht zum ersten Male einen 

gewalttätigen Freund und droht wieder einmal ihre Wohnung aufgrund von Ruhestörungen 

durch diesen Freund zu verlieren. Auch ihre Einsicht im Gespräch – sie hat lange 
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Erfahrungen mit sozialarbeiterischen Gesprächen – ändert nichts an ihrer Situation, im 

Gegenteil, die Fachkraft macht sich zunehmend Sorgen um sie und ihr Wohlergehen 

(Mündlicher Bericht in einer Supervision).  

Angesichts des ausführlichen Berichtes der Fachkraft über alle Etappen der 

Lebensgeschichte breitet sich in der Supervisionsgruppe spürbar bleierne Lähmung aus, die 

erst allmählich überwunden wird. Das Schicksal dieser jungen Frau erdrückt allein beim 

Zuhören, nur die junge Frau hält es weiterhin aus, vielleicht ist es ja auch das, was sie testet, 

ob jemand sie und ihre Geschichte aushält oder ob die Professionellen einknicken.   

Den Lebensverlauf von Opfern allein als „Entscheidungsfreiheit“ und „Selbstbestimmung“ zu 

sehen, scheint an der inneren und äußeren Not von Frauen in solchen Lebenslagen vorbei 

zu gehen. Der Pfad zwischen einerseits Wahrung demokratisch abgesicherter Rechte 

eigenständiger Lebensführung und andererseits Abwarten, bis jemand ins Bodenlose fällt, ist 

manchmal schmal und oft erst nachträglich zu entscheiden. Durch polizeiliche 

Wegweisungen, pro-aktive und aufsuchende Konzepte sind Schritte in Richtung Entlastung 

von Entscheidungsverantwortung für Frauen in Gewaltbeziehungen gemacht worden. 

Vielleicht braucht es mehr Überlegungen in diese Richtung, wenn die daraus folgenden 

professionellen Interventionen von dem Wissen um die prekäre Balance von Autonomie und 

Eingriff getragen sind.  

 

6. Hilfemöglichkeiten und Hilfegrenzen 

 

Die Hilfemöglichkeiten sind, wie eingangs schon gesagt, in den letzten 30 Jahren, seit die 

internationale Frauenbewegung auf das Thema der Gewalt gegen Frauen mit ihren Aktionen 

aufmerksam gemacht hat, enorm gestiegen durch gesetzliche und polizeiliche Neuerungen, 

zahlreiche Einrichtungen und Interventionsprogramme. Dennoch hat das vorhandene 

Hilfesystem sowohl überwindbare als auch prinzipielle Grenzen, die Trennungen aus 

gewalttätigen Beziehungen weiterhin erschweren: 

1. Trennung bedeutet nicht selten eine erhebliche Minderung des Lebensstandards sowie 

die Notwendigkeit für Frauen und ihre Kinder die Zumutung eines Lebens unter Hartz IV 

Bedingungen in Kauf zu nehmen. Alleinerziehende Mutter zu sein, stellt in unserer 

Gesellschaft den größten Armutsfaktor dar.  

2. Ausgrenzung aus sozialen und/oder ethnischen Gemeinschaften kann eine nicht zu 

überwindende Hürde darstellen. So wird eine junge Frau, nach Krankenhausaufenthalt und 

Unterbringung in einer Kriseninterventionsstelle zitiert:  

„sie sei dem allem und dem Druck, der inzwischen telefonisch von ihrer Familie in 

Afghanistan käme, nicht gewachsen. Sie sehe für sich keine andere Wahl, als zu ihrem 

Verlobten zurückzukehren“ (U. Hochstätter u. a.: Dokumentation und Statistik 2006 der 

Amtsanwaltschaft Frankfurt/ Main: 26). 

 

3. Begrenzter Schutz vor weiterer Gewalt kann dazu beitragen, erlittene Verletzungen zu 

verharmlosen. So erklärt eine Geschädigte:  
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„Zu dem Vorfall möchte ich nichts sagen, da alles mein Fehler war. Ich bin daran schuld...ich 

hatte ja nur einen blauen Fleck“ Eine Nachbarin spricht hingegen von Verletzungen am 

ganzen Körper. Die Geschädigte ergänzt: „Er sagt, er habe einen Freund, der Polizist ist und 

der würde mich auf jeden Fall finden. Wer genau der Freund ist, weiß ich nicht...“ 

(Hochstätter u. a. 2007: 24).  

Selbst wenn es sich im Einzelfall um unwahrscheinliche Drohungen handelt, ist das für die 

Frauen unter Umständen nicht erkennbar, aber auch im Ernstfall gelingt es nicht immer, 

Frauen vor Gewalt nach der Trennung zu schützen. Selbst neue Gefährdungen können z.B. 

durch gerichtlich ergangenes Umgangsrecht des Mannes mit den Kindern entstehen (Müller/ 

Schröttle 2004).  

4. Die gesetzlichen Regelungen gelten zwar auch für den privaten Bereich, sind letztlich 

aber für den öffentlichen Bereich ausgelegt, in dem von einander unabhängige Individuen ihr 

Recht einklagen können. Bei häuslicher Gewalt geht es aber um Konflikte zwischen eng mit 

einander verbundenen Menschen und eine Inanspruchnahme rechtlicher Möglichkeiten 

verändert oft das gesamte private Dasein. Dennoch ist die Tatsache, dass das Recht es 

ermöglicht, ein unverzichtbarer historischer Fortschritt. 

5. Selbst ein vorübergehendes Unterkommen in einem Frauenhaus kann die 

Verlustbewältigung (Lebensstandard, Wohnung, Partnerschaft, etc.) zwar begleiten, aber 

damit fertig werden muss jede Frau letztlich selbst. 

6. Ein weiteres Trennungshemmnis, gegen das Helfende allerdings etwas unternehmen 

können, ist die Tatsache, dass unterschiedliche Hilfeinstanzen sich teilweise wie auf 

jeweils anderen Sternen verhalten. So spricht Barbara Kavemann bei Maßnahmen im 

Bereich häuslicher Gewalt von drei Planeten:  

Planet 1: rechtliche und polizeiliche Intervention geht von einer Straftat aus,  

Planet 2: Kinderschutz vertritt bei familialer Gewalt die Maxime „Helfen statt Strafen“, Planet 

3: Umgangsrecht setzt gemeinsame Elternverantwortung an erste Stelle (Kavemann 2006).  

Es bedarf also der Strategien, diese Schnittstellen konzeptionell im Sinne eines einheitlichen 

Hilfeprozesses zu Gunsten der Opfer zu gestalten, gerade weil oft Kindern betroffen und sie 

zentrale Leidtragende sind. 

Aus all dem kann geschlossen werden, dass die vorhandenen Hilfeformen unverzichtbar 

sind, es aber keineswegs so ist, dass das Hilfenetz einen zentralen Teil der Arbeit leistet und 

die für die Frau verbleibende Aufgabe eher einen kleineren Teil ausmache, sondern sie 

bleibt nach wie vor sehr belastende Schwerstarbeit bei einer Trennung.  
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Thesenpapier des Koordinationsprojekts „Häusliche Gewalt“  zur Entwicklung 

eines Fallmanagements bei Gewalteskalation in Paarbeziehungen 

 

Dagmar Freudenberg, Koordinationsprojekt „Häusliche Gewalt“ 

 

I. Ausgangsüberlegungen 

Gewalt in Beziehungen hat vielfältige Erscheinungsformen. Die repräsentative Studie des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat ergeben, dass jede vierte 

Frau mindestens einmal im Leben  Opfer von Gewalt durch einen Lebenspartner wird und 

dass von diesen Betroffenen wiederum ein Drittel zehn- bis vierzig Mal gewalttätige 

Übergriffe erlebt, also über einen längeren Zeitraum Gewalt erfährt. Auf der Basis dieser 

Daten ist davon auszugehen, dass ca. zehn Prozent der Frauen in der Bundesrepublik unter 

schwerwiegenden Formen von Gewalt in „Misshandlungsbeziehungen“ leiden. Viele Frauen 

tragen durch die Übergriffe gesundheitliche Schäden davon: seelische und 

psychosomatische Beeinträchtigungen sowie zum Teil schwere Verletzungen. 

 

Erfahrungen aus der Praxis und wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass dann, wenn 

Frauen versuchen, eine gewaltbelastete Beziehung zu beenden und den Täter zu verlassen, 

häufig ein erhebliches Risiko für weitere Übergriffe besteht. Dabei gibt es in vielen Fällen 

unterschiedliche Formen von Stalking mit zum Teil massiven Taten bis hin zu 

Tötungsdelikten. Allerdings gibt es auch Fälle von Partnerinnentötungen, ohne dass es im 

Vorfeld schon zu anderen Formen häuslicher Gewalt gekommen wäre.  

 

Ein Teil der bisher vorliegenden Erkenntnisse über Partnerinnentötungen lassen den Schluss 

zu, dass es im Vorfeld solcher Taten Entwicklungen und Ereignisse geben kann, die als 

Warnsignale für eine tödliche Eskalation identifiziert werden können. Aktuellen Erkenntnis-

sen zufolge besteht in 80 Prozent der Fälle, in denen eine Frau von ihrem (früheren) Partner 

getötet wird, zuvor eine von Gewalt geprägte Beziehung; vielfach haben Polizei und Hilfeein-

richtungen bereits Kontakt zu Täter und Opfer gehabt. Anknüpfend an diese Erkenntnisse 

hat sich eine Fachdiskussion darüber entwickelt, mit welchen Mitteln und Methoden sich 

solche Situationen angemessen einschätzen lassen und wie Tötungsdelikte verhindert 

werden können. Deshalb ist es wichtig, jeden Fall von Stalking (vergl. §  238 Absatz 1 StGB) 

in dieser Hinsicht ernst zu nehmen, um Eskalationen hin zu schweren Taten zu vermeiden. 

 

In Fachdiskussionen ist deutlich geworden, dass  

- der Polizei, der Justiz und den Gewaltberatungseinrichtungen bei der Prävention in diesem 

Bereich eine wesentliche Rolle zukommt, 

- jeder Fall einer drohenden Eskalation häuslicher bzw. Trennungsgewalt differenziert und 

einzelfallorientiert bearbeitet werden muss und 

- bei der Bewältigung einer drohenden Gewalteskalation grundsätzlich Kompetenzen 

mehrerer Institutionen und Professionen erforderlich sind und in die Fallbearbeitung integriert 

werden müssen. 

 

Das Fallmanagement bei Gewalteskalation in Beziehungen ist also eine interdisziplinäre 

Herausforderung, die unter Leitungsverantwortung einer oder mehrerer regional vernetzter 

Professionen bei Wahrung der jeweiligen Eigenverantwortung für ihren Bereich bewältigt 
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werden kann. 

 

Eckpunkte für den Ablauf eines solchen Fallmanagements sind dann 

- Bestimmung der führungsverantwortlichen Profession 

- Auswahl der für das Fallmanagement in Betracht kommenden Einzelfälle (Einschätzung der 

Eskalationsgefahr 

- Informationssammlung unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen 

- Einleitung der Fallmanagementkonferenz 

- Durchführung der Fallmanagementkonferenz und Folgemaßnahmen unter Beachtung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen 

- Monitoring und Evaluation 

- Nachfolgender Umgang mit Dokumentation und Aufbewahrung der Informationen(Daten) 

und Zugriffsrechte 

 

 

II. Das Fallmanagement sollte schnell - sicher - vernetzt sein:  

Thesen zur Umsetzung in der Praxis2 

 

Die Durchführung eines Fallmanagements im hier beschriebenen Sinn ist keine 

Standardmaßnahme für jeden bekannt gewordenen Fall von Partnergewalt und / oder 

Stalking. Angewendet werden soll das Fallmanagement in erster Linie und unbedingt in 

Fallkonstellationen, die nach summarischer Prüfung aller vorliegenden Informationen als 

mutmaßlich eskalierende Einzelfälle eingeschätzt werden müssen.  

 

1. Leitung des Fallmanagements 

Erforderlich ist die Festlegung der Profession(en), die das Fallmanagement führen. 

 

2. Einige Grundsätze für die Prüfung und Auswahl der in Frage kommenden Fälle 

a) Es gilt das Prinzip der Unschuldsvermutung, d.h. es muss für die Anlasstat(en) der 

Prüfung ein hinreichender Tatverdacht voraussichtlich zu begründen sein. 

b) Es müssen Auswahlkriterien festgelegt werden. Dabei sollten die Auswahlkriterien nicht 

starr festgelegt, aber geeignet sein, Bagatellfälle ohne Eskalationsgefahr auszuschließen. 

Die  Auswahl könnte nach Art und Ausmaß der im Einzelfall verwirklichten Tatbestände und 

Rechtsgutverletzungen erfolgen. Dabei könnten folgende Gesichtspunkte von Bedeutung 

sein: 

- erstmalige Auffälligkeit überhaupt 

- erstmalige Auffälligkeit in Zusammenhang mit Drohung oder Gewalt gegen Sachen 

und/oder Menschen 

- Delikte der unteren bis mittleren Kriminalität (§§ 123, 183, 183a, 185, 223 – in eher weniger 

gewichtigen (Grenz-)Fällen -, 238 – ebenfalls in eher weniger gewichtigen (Grenz-)Fällen -, 

303 StGB) 

In diese Kategorien einzuordnende Einzelfälle werden nur in Ausnahmefällen der 

Durchführung des Fallmanagements bedürfen. 

 

                                            
2
 Die hier formulierte Thesen sind auf der Basis der Diskussion im Praxisbeirat entwickelt worden  
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Bei folgenden Anhaltspunkten dagegen könnte die Anwendung des   Fallmanagements in 

der Regel in Frage kommen und sollte nur ausnahmsweise unterbleiben: 

-  wiederholte strafrechtliche Ermittlungsverfahren 

- bereits einmal oder mehrmals zuvor (Be-)Drohungs- und/oder Gewaltdelikte gegenüber 

Sachen und/oder Menschen, auch wenn andere Opfer betroffen waren 

- Drohungen im Vor- und Nachtatverhalten („Du wirst schon sehen, was passiert!“), auch 

wenn sie mangels konkreter Drohung mit einem Verbrechen nicht unter § 241 StGB 

fallen.Die nach diesen Kriterien als potentiell eskalierend qualifizierten Fälle würden dann 

nach den Regeln des Fallmanagements bearbeitet 

 

3. Beteiligung der anderen im Netzwerk zusammengeschlossenen Professionen 

Das Fallmanagement wird grundsätzlich auf regionaler Ebene umgesetzt. Die bestehenden 

Netzwerke und Arbeitskreise gegen häusliche Gewalt wären eine geeignete fachliche Basis 

für die Umsetzung dieses Konzepts. 

Zur Umsetzung des Fallmanagement könnten im Idealfall mindestens je ein ständiger 

Vertreter/Vertreterin der/des 

=> Polizei 

=>Staatsanwaltschaft 

=> BISS-Stellen 

=> Frauenhäuser 

=> Einrichtungen zur Täterarbeit 

=> Familiengerichts 

=> Strafgerichts 

=> Gesundheitsamtes/sozialpsychiatrischen Dienstes 

=> Jugendamtes 

=> Angestellte und/oder niedergelassene Ärzte, Psychologen und Psychotherapeuten 

gehören. Abhängig von den Bedingungen und Möglichkeiten der regionalen Infrastruktur 

wäre die Teilnahme weiterer Institutionen denkbar.  

Die Weitergabe der Falldaten an die BISS-Stellen durch die Polizei würde wie bisher nach 

einer durchzuführenden Einzelfallprüfung erfolgen. Die Datenübermittlung ist nicht 

abhängig von der Zustimmung der Betroffenen/des Betroffenen. 

Eine pro-aktive Weitergabe der Falldaten durch die Polizei an die Projekte zur Durchführung 

von Täterarbeit (Verantwortungstraining etc.) würde nicht erfolgen. Da insoweit eine Prüfung 

unter dem Gesichtspunkt des hinreichenden Tatverdachts mit Rücksichtnahme auf die 

Unschuldsvermutung erforderlich ist, käme stattdessen eine unverzügliche Mitteilung der 

Falldaten an die Staatsanwaltschaft in Betracht. Diese würde nach Prüfung  des Falles den 

Fachdienst Gerichtshilfe im Allgemeinen Justizsozialdienst informieren und  mit der 

unverzüglichen Kontaktaufnahme zum Täter zwecks Information über Angebote zu 

Täterarbeit und sonstigen therapeutisch orientierten Maßnahmen und unverzüglichem 

Bericht an die Staatsanwaltschaft beauftragen. 

 

III. Durchführung des Fallmanagements und Einladung und Durchführung der 

Fallmanagementkonferenz (FMK)  
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Nach Abschluss des Auswahlverfahrens könnte dann die Durchführung des 

Fallmanagements im Einzelfall erfolgen.  Sie würde mit der Einladung der für das 

Fallmanagement regional bestimmten Vertreter/innen der Professionen zur 

Fallmanagementkonferenz beginnen. Dabei sollten alle Beteiligten die Benachrichtigung 

erhalten, den einzelnen Vertretern/ Vertreterinnen die Teilnahme indessen freigestellt sein, 

sofern sie die sachlich erforderliche Beteiligung an der Arbeit fernmündlich oder schriftlich 

einbringen. Die Fallmanagementkonferenz selbst müsste sehr zeitnah zum Bekanntwerden 

des Einzelfalles, im Idealfall am Tag nach dem Auswahlverfahren stattfinden, um unnötige 

Zeitverzögerungen und dadurch bedingte zusätzliche Gefahrensituationen zu vermeiden. 

 

In der Fallmanagementkonferenz würden die Informationen seitens der jeweiligen Profession 

in eigener Verantwortung unter Berücksichtigung der jeweiligen datenschutzrechtlichen 

Bestimmungen eingebracht und gemeinsam im Hinblick auf Eskalationsrisiken analysiert. 

Den Mitgliedern der Fallmanagementkonferenz stünde es frei, abstrakt-anonym zusätzlichen 

Sachverstand hinzuzuziehen. Die nach der Analyse in Frage kommenden Maßnahmen zur 

Verhinderung/Verminderung der Eskalation würden abgewogen und entschieden. Die 

Umsetzung der Maßnahmen obläge der für die einzelne Maßnahme jeweils zuständigen 

Profession in eigener Zuständigkeit und Verantwortung.  

 

Die in der Fallmanagementkonferenz beteiligten Professionen müssten die Ergebnisse der 

Maßnahmen kontrollieren und jeweils aus ihrer Sicht die daraus gewonnenen Informationen 

in den fortzuschreibenden Prozess einbringen. Bei Bedarf könnte die 

Fallmanagementkonferenz erneut einberufen und auf der Basis neu hinzugewonnener 

Erkenntnisse fortgeführt werden. 

 

IV. Dokumentation und Datenschutz 

 

Einladung und Ablauf der Fallmanagementkonferenz, gesammelte Informationen, getroffene 

Entscheidungen, ausgewählte Maßnahmen und ihre Durchführung müssten in den 

Grundzügen durch die das Fallmanagement führende Profession dokumentiert werden. 

Einsicht in diese Dokumentation sollten nur die am Fallmanagement beteiligten Professionen 

erhalten. Eine Weitergabe der gesammelten Informationen zu anderen Zwecken als 

Fallmanagement zur Verhinderung von Gewalteskalation  im konkreten Fallzusammenhang 

sollte nicht vorgesehen und unzulässig sein. Für die Dokumentation müsste eine 

Löschungsregelung vorgesehen werden, zum Beispiel, dass sie nach Abschluss des 

Fallmanagements im konkreten Fall, spätestens jedoch nach 10 Jahren vernichtet wird. 
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FACHFOREN 

 

Forum 1: Aktuelle Rechtsprechung zu Stalking 

Stalking und Häusliche Gewalt in der Praxis der Staatsanwaltschaft Freiburg – Erste 

Erfahrungen mit dem neuen § 238 StGB 

 

Heidi Winterer, Staatsanwaltschaft Freiburg 

 

Die aktuelle Situation: 

Am 29.11.2006 wurde durch den Rechtsauschuss des Deutschen Bundestages der Entwurf 

für einen neuen § 238 StGB („Nachstellung“) vorgestellt, der den bisherigen Entwurf eines § 

241b StGB überarbeitete und ergänzte und am 30.11.2006 schließlich vom Bundestag als 

Gesetz verabschiedet wurde. § 238 StGB  ist am 31. März 2007 in Kraft getreten und hat 

jetzt folgenden Wortlaut.3   

 

§ 238 Nachstellung 

(1) Wer einem  Menschen unbefugt nachstellt, indem er beharrlich 

1. seine räumliche Nähe aufsucht 

2. unter Verwendung von Telekommunikationsmitteln oder sonstigen Mitteln der Kommunikation oder 

über Dritte Kontakt zu ihm herzustellen versucht 

3. unter missbräuchlicher Verwendung von dessen personenbezogenen Daten Bestellungen von 

Waren oder Dienstleistungen für ihn aufgibt oder Dritte veranlasst, mit diesem Kontakt aufzunehmen, 

4. ihn mit der Verletzung von Leben, körperlicher Unversehrtheit, Gesundheit oder Freiheit seiner 

selbst oder einer ihm nahe stehenden Person bedroht, oder 

5. eine andere vergleichbare Handlung vornimmt 

 und dadurch seine Lebensgestaltung schwerwiegend beeinträchtigt, 

 wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter das Opfer, 

einen Angehörigen des Opfers oder eine andere dem Opfer nahestehende Person durch die Tat in die 

Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. 

(3) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod des Opfers, eines Angehörigen des Opfers oder einer 

anderen dem Opfer nahestehenden Person, so ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die 

Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein 

Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

                                            
3
 (BGBl. I S. 354). 
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Durch eine Ergänzung des Haftgrundes der Wiederholungsgefahr in § 112a StPO wurde die 

Möglichkeit geschaffen, bei extremen Fallkonstellationen gefährliche Täter in Haft zu 

nehmen, um so schwere Straftaten gegen Leib und Leben zu verhüten.4 

Damit wurde – jedenfalls vorläufig - ein Schlussstrich gezogen unter eine jahrelange 

Diskussion über die Möglichkeiten, den strafrechtlichen Schutz für Stalking-Opfer zu 

erweitern. Wenn man den wechselhaften Verlauf der Gesetzgebungsgeschichte des neuen 

„Stalking-Paragraphen“ von Anfang an mitverfolgt hat – es darf an dieser Stelle nochmals an 

die ebenfalls vom Freiburger Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt veranstaltete 

Tagung „Stalking und häusliche Gewalt“ vom 25.11.2004 erinnert werden, bei der noch sehr 

intensiv über Sinn und Zweck eines Stalking- Gesetzes diskutiert wurde - 5, so war man 

natürlich zunächst geneigt, hier zumindest von einem erreichten Teilerfolg zu sprechen, 

nachdem zeitweise völlig offen war, ob es gelingen würde, einen eigenen Stalking-

Paragraphen ins Kernstrafrecht einzufügen. 

Betrachtet man allerdings die konkrete Ausgestaltung des § 238 StGB, so werden die 

Schwachstellen der gefundenen Kompromisslösung sehr schnell deutlich. Lassen Sie uns 

einen kurzen Blick auf die konkreten Formulierungen werfen:6 

Tathandlung ist das unbefugte Nachstellen durch beharrliche unmittelbare und mittelbare 

Annäherungshandlungen an das Opfer und näher bestimmte Drohungen nach den Nummern 

1 bis 4.7 

Der Begriff des Nachstellens wird u. a. im Gewaltschutzgesetz sowie in § 292 Abs. 1 Nr. 1, § 

329 Abs. 3 Nr. 6 StGB verwendet. Er umfasst das Anschleichen, Heranpirschen, Auflauern, 

Aufsuchen, Verfolgen, Anlocken und Fallen stellen. Im vorliegenden Kontext umschreibt der 

Begriff damit alle Handlungen, die darauf ausgerichtet sind, durch unmittelbare oder 

mittelbare Annäherungen an das Opfer in dessen persönlichen Lebensbereich einzugreifen 

und dadurch seine Handlungs- und Entschließungsfreiheit zu beeinträchtigen. 

Bei dem Merkmal „unbefugt“ handelt es sich um einen zum Tatbestand gehörenden 

Umstand, der dessen Anwendungsbereich auf die strafwürdigen Fälle beschränkt. Es stellt 

zum einen klar, dass ein ausdrückliches oder konkludentes Einverständnis des Opfers den 

Tatbestand ausschließt. Zum anderen handelt der Täter nicht unbefugt, wenn er sich auf 

eine Befugnisnorm berufen kann. Der Tatbestand ist nicht erfüllt, wenn auf der Grundlage 

amtlicher oder privatautonom begründeter Befugnisse oder Erlaubnisse gehandelt wird. 

Befugtes Handeln von Personen, die sich auf eine rechtliche Befugnis, etwa eine gesetzliche 

Erlaubnis stützen können, wie beispielsweise Gerichtsvollzieher, sind aus dem 

Anwendungsbereich der Norm auszuscheiden. 

Der Begriff „beharrlich“ wird auch an anderer Stelle im StGB verwendet (§ 56f Abs. 1 Nr. 2 

und Nr. 3; § 67g Abs. 1 Nr. 2 und 3; § 70b Abs. 1 Nr. 2 und 3, § 184d) und als wiederholtes 

Handeln oder andauerndes Verhalten interpretiert. Beharrlichkeit ist nicht bereits bei bloßer 

Wiederholung gegeben. Vielmehr bezeichnet der Begriff eine in der Tatbegehung zum 

Ausdruck kommende besondere Hartnäckigkeit und eine gesteigerte Gleichgültigkeit des 

                                            
4
 Vgl. Bundestagsdrucksache 16/3641 vom 29.11.2006 

5
 vgl. Andrea Weiß/Heidi Winterer, (Hrsg.):Stalking und häusliche Gewalt. Interdisziplinäre Aspekte und 

Interventionsmöglichkeiten. 2 Aufl. Freiburg 2008 
6
 Vgl. BT -Drucksache 16/575 und 16/1030 

7
 Der Begriff „Nachstellung“ entspricht sinngemäß dem für das Phänomen ansonsten verwendeten englischen    

Begriff „Stalking“. 
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Täters gegenüber dem gesetzlichen Verbot, die zugleich die Gefahr weiterer Begehung 

indiziert. Eine wiederholte Begehung ist immer Voraussetzung, aber für sich allein nicht 

genügend. Erforderlich ist vielmehr, dass aus Missachtung des entgegenstehenden Willens 

oder aus Gleichgültigkeit gegenüber den Wünschen des Opfers mit dem Willen gehandelt 

wird, sich auch in Zukunft immer wieder entsprechend zu verhalten. Die Beharrlichkeit ergibt 

sich aus einer Gesamtwürdigung der verschiedenen Handlungen. Von Bedeutung sind der 

zeitliche Abstand zwischen den einzelnen Handlungen und deren innerer Zusammenhang. 

Die unter den Nummern 1 und 2 konkretisierten Nachstellungshandlungen umfassen auch 

grundsätzlich sozialadäquates Verhalten. Unter Berücksichtigung der grundrechtlich 

geschützten allgemeinen Handlungsfreiheit erfüllen beispielsweise mehrere schriftliche und 

telefonische Versuche eines Elternteils, mit dem ehemaligen Partner Kontakt aufzunehmen, 

um Absprachen über das Umgangsrecht mit einem gemeinsamen Kind zu treffen, das 

Tatbestandsmerkmal nicht. Gleiches gilt für einen Gläubiger, der auf diese Weise fällige 

Zahlungen anmahnt. Auch wiederholte unmittelbare oder mittelbare Aufforderungen eines 

Journalisten an einen Betroffenen, zu einem bestimmten Vorwurf Stellung zu nehmen, sind 

nicht als „beharrlich“ im Sinne des Tatbestands anzusehen, soweit sie presserechtlich 

zulässig sind und eine entsprechende Tätigkeit der Presse im Rahmen der 

verfassungsrechtlich geschützten Pressefreiheit nicht bereits über das Merkmal „unbefugt“ 

aus dem Anwendungsbereich der Norm ausgeschieden worden ist.  

Unter den Nummern 1 bis 4 werden die nach derzeitigen Erkenntnissen häufigsten 

Nachstellungshandlungen erfasst.  

Im Einzelnen umschreiben die Nummern 1 bis 4 folgende Angriffsformen:  

Nummer 1 soll physische Annäherungen an das Opfer wie das Auflauern, Verfolgen, Vor-

dem-Haus-Stehen und sonstige häufige Präsenz in der Nähe der Wohnung oder Arbeits- 

stelle des Opfers erfassen. Erforderlich ist ein gezieltes Auf- suchen der räumlichen Nähe 

zum Opfer. Zufällige zeitgleiche Anwesenheit zu anderen Zwecken (Warten an einer in der 

Nähe der Wohnung gelegenen Bushaltestelle, Einkauf im Supermarkt, Besuch eines Kinos 

u. Ä.) genügt nicht.  

Nummer 2 erfasst beharrliche Nachstellungen durch unerwünschte Anrufe, E-Mails, SMS, 

Briefe, schriftliche Botschaften an der Windschutzscheibe o. Ä. und mittelbare 

Kontaktaufnahmen über Dritte (Angehörige oder sonstige Personen aus dem Umfeld des 

Opfers, beispielsweise Kollegen).  

Nummer 3 erfasst die Kommunikation des Täters unter dem Namen des betroffenen Opfers, 

beispielsweise bei Bestellungen, durch die Lieferungen an das Opfer veranlasst werden, und 

Verhaltensweisen, durch die Dritte zu einer Kommunikation mit dem Opfer veranlasst 

werden. Es handelt sich dabei um Fälle, in denen der Täter nicht selbst Kontakt zum 

Betroffenen aufnimmt, sondern hinter dessen Rücken Einfluss auf sein soziales Umfeld 

nimmt und andere dazu veranlasst, sich dem Betroffenen gegenüber in bestimmter Weise zu 

verhalten. Erfasst werden soll damit beispielsweise das Schalten unrichtiger Anzeigen in 

Zeitungen und das Bestellen von Waren und Dienstleistungen auf allen denkbaren 

Kommunikationswegen. Unter anderem geht es um Annoncen, die durchaus unter dem 

Namen des Täters in Auftrag gegeben werden können, in denen aber der Name oder 

sonstige personenbezogene Daten des Opfers verwendet werden, um Dritte zu veranlassen, 

auf diesem missbräuchlich eröffneten Weg Kontakt aufzunehmen. Beispielsweise kann der 
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Täter eine Kontaktanzeige mit dem Angebot sexueller Dienstleistungen aufgeben und dort 

die Telefonnummer des Opfers aufführen.  

Nummer 4 erfasst bestimmte, näher bezeichnete Drohungsvarianten.  

Nummer 5 stellt einen reinen Auffangtatbestand für andere, vergleichbare Stalking-

Handlungen dar, die durch die Nummern 1 – 4 nicht erfasst werden 

Die unter den Nummern 1 bis 5 aufgeführten Tathandlungen führen nur dann zur 

Strafbarkeit, wenn sie zu objektivierbaren Beeinträchtigungen geführt haben. Für die meisten 

Opfer ist eine primäre Folge der Nachstellungen eine erzwungene Veränderung ihrer 

Lebensumstände. Das durch das Verhalten des Täters psychisch beeinträchtigte Opfer, das 

sich in die Enge getrieben, ständig beobachtet, gejagt und bedroht fühlt, kann wegen der 

beharrlichen Nachstellungen nicht mehr so leben wie zuvor. Es sieht sich gezwungen, auf 

die aufgedrängte permanente unmittelbare oder mittelbare Konfrontation mit dem Täter 

durch Veränderung seiner Lebensgestaltung zu reagieren. Beispielsweise ist die 

unbefangene Benutzung von Kommunikationsmitteln, etwa die Entgegennahme von Anrufen 

oder Briefen, nicht mehr möglich und führt dazu, dass alle eingehenden Anrufe auf einen 

Anrufbeantworter umgeleitet oder die Telefonnummer sowie die E-Mail-Anschrift geändert 

werden müssen. Des weiteren ist typische Folge, dass das Opfer die Wohnung nur noch 

unter Schutzvorkehrungen und schließlich nur noch selten verlässt, bestimmte Orte meidet, 

seine sozialen Kontakte einschränkt und sich im Extremfall zu einem Wohnungs- und/oder 

Arbeitsplatzwechsel gezwungen sieht.  

Vom Tatbestand erfasst werden nur schwerwiegende und unzumutbare Beeinträchtigungen 

der Lebensgestaltung. Ausgeschieden werden dadurch weniger gewichtige Maßnahmen der 

Eigenvorsorge, wie beispielsweise die Benutzung eines Anrufbeantworters und die 

Einrichtung einer so genannten Fangschaltung zum Zwecke der Beweissicherung. 

Weitergehende Schutzvorkehrungen des Opfers, wie etwa das Verlassen der Wohnung nur 

noch in Begleitung Dritter und ein Wechsel des Arbeitsplatzes oder der Wohnung, sind als 

schwerwiegend anzusehen.  

Soweit der Wortlaut der Gesetzesbegründung. Kommen wir nun zu der eigentlichen 

Problematik des neuen Paragraphen: 

Die unter den Nummern 1 bis 5 aufgeführten Tathandlungen führen nur dann zur 

Strafbarkeit, wenn sie zu objektivierbaren Beeinträchtigungen geführt haben. Der 

Straftatbestand ist somit – abweichend von dem ursprünglich vom Bundesrat beschlossenen 

Entwurf - als reines Erfolgsdelikt ausgestaltet; eine Versuchsstrafbarkeit ist nicht 

vorgesehen. Dies ist  höchst problematisch und wird den Opferinteressen nicht gerecht. 

Stalking ist ein typisches Tätigkeits- bzw. Gefährdungsdelikt, erst am Ende einer 

Eskalationsspirale realisiert sich die eigentliche Konsequenz für das Opfer, z. B. in Form 

einer schweren Gesundheitsbeschädigung oder der Notwendigkeit, Arbeitsplatz und/oder 

Wohnung zu wechseln. 

Wenn hier der Gesetzgeber nach den oben zitierten Materialien selbstverständlich davon 

ausgeht, dass für die meisten Opfer primäre Folge der Nachstellungen eine erzwungene 

Veränderung ihrer Lebensumstände ist, weil das durch das Verhalten des Täters psychisch 

beeinträchtigte Opfer, wegen der beharrlichen Nachstellungen nicht mehr so leben kann, wie 

zuvor, weil es sich gezwungen sieht, auf die aufgedrängte permanente unmittelbare oder 

mittelbare Konfrontation mit dem Täter durch Veränderung seiner Lebensgestaltung zu 
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reagieren8, dann wird in Kauf genommen, dass eine Strafbarkeit erst dann einsetzt, wenn es 

dem Opfer bereits schlecht geht – dies ist jedoch oftmals eindeutig zu spät. Je länger 

Stalking-Verhaltensweisen andauern, desto schwerer ist es, hier ein Ende herbeizuführen 

und den Stalker dazu zu veranlassen, sein Verhalten zu ändern.  

Vom Tatbestand erfasst werden zudem nur schwerwiegende Beeinträchtigungen der 

Lebensgestaltung. Ausgeschieden werden dadurch weniger gewichtige Maßnahmen der 

Eigenvorsorge, wie beispielsweise die Benutzung eines Anrufbeantworters und die 

Einrichtung einer so genannten Fangschaltung zum Zwecke der Beweissicherung. 

Weitergehende Schutzvorkehrungen des Opfers, wie etwa das Verlassen der Wohnung nur 

noch in Begleitung Dritter und ein Wechsel des Arbeitsplatzes oder der Wohnung, sind als 

schwerwiegend anzusehen9 

In Betracht kommen natürlich auch körperliche Beeinträchtigungen des Opfers wie 

psychische Störungen, andauernde Übelkeit, Schlafprobleme, Angstattacken oder 

schließlich die Entwicklung eines posttraumatischen Belastungssyndroms, einer schweren 

Depression oder Suizidalität Hauptproblem hierbei bleibt der Nachweis einer Kausalität zum 

Verhalten des Stalkers – hier ist Strafverfolgung nur möglich, wenn durch entsprechende 

ärztliche Atteste der Zusammenhang zwischen Gesundheitsbeeinträchtigung und Stalking-

Verhalten nachgewiesen werden kann. 

Hinzuweisen ist schließlich darauf, dass hier der Gesetzgeber psychisch stabilere Naturen, 

die sich durch entsprechende Erlebnisse weniger schnell irritieren lassen und ihre 

Lebensgestaltung nicht ändern und auch körperlich keine aktuellen Symptome aufweisen, 

letztlich aus dem definierten Schutzbereich ausschließt, da hier die geforderte erhebliche 

Beeinträchtigung gerade nicht nachweisbar ist.10 

Schwerwiegende Beeinträchtigungen sind demnach u. a.  

o Gesundheitsbeeinträchtigungen 

o Wechsel oder Aufgabe des Arbeitsplatzes 

o Wechsel der Wohnung 

o Umzug in eine andere Stadt 

o Verlassen der Wohnung nur noch in Begleitung Dritter 

o Aufgabe wesentlicher Teile der Freizeitaktivitäten 

o Namensänderung 

Nicht schwerwiegend dagegen: 

o Anschaffung und Benutzung eine Anrufbeantworters 

                                            
8 Beispielsweise ist die unbefangene Benutzung von Kommunikationsmitteln, etwa die Entgegennahme von 

Anrufen oder Briefen, nicht mehr möglich und führt dazu, dass alle eingehenden Anrufe auf einen 

Anrufbeantworter umgeleitet oder die Telefonnummer sowie die E-Mail-Anschrift geändert werden müssen. Des 

weiteren ist typische Folge, dass das Opfer die Wohnung nur noch unter Schutzvorkehrungen und schließlich nur 

noch selten verlässt, bestimmte Orte meidet, seine sozialen Kontakte einschränkt und sich im Extremfall zu 

einem Wohnungs- und/oder Arbeitsplatzwechsel gezwungen sieht. 

 
9
 vgl. im einzelnen Fischer, StGB, 55. Aufl. § 238 StGB RN 23ff 

10
 vgl. zur Kritik insgesamt: Krüger , NK 2008, 144ff;  Mitsch, NJW 2007, 1237ff, Valerius, Jus 2007, 319ff 
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o Einrichtung einer Fangschaltung zum Zwecke der Beweissicherung 

o Anschaffung von Alarmanlagen 

o Wechsel der Telefonnummer oder der E-MailAdresse 

o Geringfügige Verschiebungen im normalen Tagesablauf 

o u. U. auch Austritt aus Vereinen oder vorübergehender Verzicht auf bestimmte 

            Freizeitaktivitäten 

Lassen Sie uns nach diesen eher theoretischen Vorüberlegungen einen Blick auf einige 

Beispielsfälle werfen: 

„Bezüglich des Verdachts der Nachstellung/Stalking wurde Frau A. befragt. Sie sagte, dass 

ihr Ex-Freund sie seit einiger Zeit mit Anrufen immer wieder belästige. Er rufe meistens 

abends an, das seien dann bis zu drei Anrufe. Er habe sie am Telefon auch schon mal als 

„Schlampe“ bezeichnet. Am 04.08.07 habe er sie den ganzen Tag schon mit etlichen 

Telefonanrufen belästigt. Weil sie nicht mehr abnahm, sei er nun das erste Mal an der 

Wohnung aufgetaucht und habe andauernd geklingelt, weshalb sie die Polizei gerufen habe. 

Drohungen habe er nicht ausgesprochen. Auswirkungen auf ihre Lebensgestaltung hätte 

sein Verhalten nicht.“11 

Damit dürfte § 238 StGB bereits nach den Angaben der Anzeigeerstatterin ausscheiden! 

„Ich möchte gegen eine Frau Anzeige erstatten, wegen Nachstellung, die ich Ende 2004 

kennenlernte…..hieraus hat sich eine kurze Affäre ergeben. Ich hatte bis im Februar 2005 

Kontakt zu dieser Frau, habe die aber dann abgebrochen…. Offensichtlich hat sie die 

Trennung nicht akzeptiert Sie schrieb mir nämlich im Nachhinein noch Briefe, in denen sie 

mir Vorwürfe machte, dass ich sie als Frau ablehne und auch als Künstlerin. …..Sie hat 

zwischenzeitlich auch die Telefonnummer von meiner Freundin herausgefunden und 

belästigt jetzt auch die. Zwischenzeitlich hat sich die Belästigung auf meine Freundin 

konzentriert und auf die beiden Kinder, die bei meiner Freundin im Haushalt leben… Ich 

schätze, es waren vier Briefe, 20 – 30 Anrufe und zwei SMS…Das ist ein Wechselbad der 

Gefühle. Einerseits irritiert es  mich, dann bin ich aber auch wieder sehr wütend und ich fühle 

mich auch bedroht. Mir tun die Kinder auch leid, die Kinder gehen ja hin und wieder auch ans 

Telefon, da wird dann das Telefon auch aufgelegt.“12 

Hier dürfte es zumindest an der schwerwiegenden Beeinträchtigung fehlen (abgesehen 

davon bestreitet die Beschuldigte auch die geschilderten massiven Kontaktversuche) 

„Die Anruferei fing an, als er auszog. Es sind immer so ein bis zwei Anrufe die Woche. Die 

sind immer nach Mitternacht. Als ich dran ging, meldete sich niemand. Heute Nacht gegen 

04.45 rief mein Mann an und meldete sich am Telefon. Er sagte, dass er irgendwelche Fotos 

habe von mir, wo ich mit „Männern“ rum machen würde. Gegen 05.00 Uhr kam nochmals ein 

Anruf mit demselben Inhalt. 

Als ich um 18.00 Uhr nach Hause kam, fuhr er mit dem Auto vor. Dort sprach ich ihn an, was 

die Anrufe den sollen. Darauf bat er mich um ein Gespräch. Wir gingen in meine Wohnung 

dort erzählte er, dass er einen „ GPS Sender“ in meinem Wagen angebracht hatte und er 

wisse, wo ich überall war. Des Weiteren sagte er, dass er mich zu Hause abhören würde. 

                                            
11

 512 Js 31697/07 StA Freiburg. 
12

 512 Js 21198/07 StA Freiburg 
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Außerdem stehe er immer bei meiner Arbeit und er wisse, mit wie viel Männern ich verkehre. 

Ich habe große Angst vor ihm…..“13 

Auch hier werden von der Geschädigten keine konkreten schwerwiegenden 

Beeinträchtigungen geltend gemacht. 

Die Liste dieser Beispiele lässt sich beliebig fortsetzen, jedoch dürfte bereits klargeworden 

sein, dass die öffentliche Diskussion zu § 238 StGB in vielen Geschädigten falsche 

Hoffnungen erweckt hat, alldieweil vielfach bereits angesichts der Schilderung der 

Anzeigeerstatterin/des Anzeigeerstatters  selbst klar ist, dass der Tatbestand des § 238 

StGB nicht erfüllt sein kann. 

Für den strafrechtlichen Schutz der betroffenen Personen war dies auch schon vor 

Inkrafttreten des neuen § 238 StGB insoweit unproblematisch, als der Stalker durch sein 

Vorgehen bereits vorhandene Straftatbestände verwirklichte, indem er sein Opfer z. B. 

bedrohte, nötigte oder sogar körperlich attackierte (schweres/gewalttätiges Stalking14). Zwar 

wird durch die Fixierung auf diese eng umrissenen Tatbestände des Strafgesetzbuches der 

Komplexität des als Stalking bezeichneten Verhaltens nur unzureichend Rechnung getragen, 

jedoch war in solchen Fällen schon immer die Möglichkeit eröffnet, den Täter strafrechtlich 

zur Verantwortung zu ziehen, ihn vor Gericht zu bringen und ihm so nachhaltig vor Augen zu 

führen, dass sein Vorgehen nicht gebilligt werden kann und auch nicht gebilligt wird. 

Wohlgemerkt - wie immer in Fällen häuslicher Gewalt - ist es von der Staatsanwaltschaft 

bzw. auch vom Gericht abhängig, wie konsequent hier Strafverfolgung betrieben bzw. 

verhindert wird: wir bewegen uns in einem Bereich, in dem gerade bei etwaigem Fehlen von 

Strafanträgen immer noch eine gewisse Neigung zur folgenlosen Einstellung der fraglichen 

Verfahren besteht. Die Freiburger Erfahrungen seit Einrichtung der Sonderzuständigkeit 

zeigen jedoch, dass zumindest mittelfristig Veränderungen erreicht werden können. 

Nach der Einführung des neuen § 238 StGB hat sich hier vordergründig wenig geändert: wie 

bereits oben ausgeführt, ist hier – unabhängig von allen wissenschaftlichen Diskussionen 

und Definitionen– eine Strafbarkeit wegen „Nachstellung“ nur dann gegeben, wenn die oben 

beschriebenen Tatbestandsmerkmale erfüllt sind. Ist dies nicht der Fall oder ist dies 

jedenfalls nicht nachweisbar, so muss nach wie vor versucht werden, auf die im Folgenden 

noch näher zu erörternden Auffangtatbestände zurückzugreifen.  

Zur Illustration nochmals einige Beispiele aus der Praxis: 

Ruft der geschiedene Ehemann R. der Geschädigten diese wiederholt an und versucht, die 

Modalitäten der Umgangsregelung mit der gemeinsamen Tochter durch Todesdrohungen in 

seinem Sinne zu gestalten („Pass auf, was Du machst und sagst, sonst kann es sein, dass 

Du nicht mehr lange lebst !“ bzw. „Wenn es nicht so läuft, wie ich das will, dann kannst Du 

Dir schon mal Dein eigenes Grab schaufeln !“), so handelt es sich zweifelsohne um Stalking 

– gleichzeitig ist aber auch der Straftatbestand der versuchten Nötigung bzw. der Bedrohung 

                                            
13

 512 Js 22949 StA Freiburg 
14

 Löbmann, Rebecca (2002): Stalking – Ein Überblick über den aktuellen Forschungssstand. In: Monatsschrift 

für Kriminologie und Strafrechtsreform 01, S. 25 – 32, differenziert richtig zwischen zwei Hauptverhaltens-

komplexen: dem milden Stalking/Belästigung und dem schweren/gewalttätigen Stalking. In die erste Gruppe 

fallen z. B. Formen wie die wiederholte unerwünschte Kommunikation durch Briefe, Telefonanrufe sowie das 

stetige Beobachten und Verfolgen, während der zweiten Gruppe u. a. explizite verbale Beleidigungen und 

Gewaltandrohungen bis hin zu tätlichen Übergriffen zuzuordnen sind – die Übergänge von der einen zur anderen 

Gruppe sind fließend. 
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erfüllt und damit eine Strafverfolgung auch ohne Rückgriff auf den neuen § 238 StGB 

möglich, dessen Tatbestandsvoraussetzungen mangels schwerwiegender Beeinträchtigung 

des Opfers hier nicht vorlagen.. Hinnehmbar ist daher im vorliegenden Fall auch die 

Notwendigkeit, andere Vorfälle, die dem Beschuldigten aller Wahrscheinlichkeit auch 

zuzurechnen sind – hier z. B. die Tatsache, dass eine unbekannte Person das 

Kinderzimmerfenster in der Wohnung der Geschädigten eingeschlagen und die Attrappe 

eines Molotowcocktails ins Zimmer geworfen und in derselben Nacht auch die Scheiben des 

Fahrzeugs der Geschädigten eingeschlagen hat – mangels eindeutiger Täterfeststellung 

(keine unmittelbaren Tatzeugen) nicht sanktioniert werden können. Daran hat  im übrigen 

auch das neue Gesetz nichts ändern, da auch dieses nur bei eindeutigem Tatnachweis – 

also bei eindeutiger Täterfeststellung - greifen kann, woran es gerade im 

Sachbeschädigungsbereich (Beispielsfall: die Geschädigte findet am Morgen ihr Fahrzeug 

mit zerkratztem Lack oder zerstochenen Reifen vor) häufig fehlt, da niemand die konkrete 

Tatausführung beobachtet hat. 

 Ebenso wurde der Beschuldigte I., der seiner früheren Freundin mit der Faust ins Gesicht 

schlug, sie wiederholt beleidigte und bedrohte („Ich mache Dich und Dein Auto mit Bombe!“) 

durch den Erlass eines entsprechenden – inzwischen rechtskräftigen – Strafbefehls  vor 

Augen geführt, dass seine Verhaltensweisen nicht tolerabel sind. Hinzuweisen ist darauf, 

dass hier mit dem Straftatbestand der Körperverletzung und der Bedrohung zwei Einzelakte 

aus einem monatelangen Stalking-Geschehen herausgegriffen wurden, das durch den 

Umstand geprägt wurde, dass der Beschuldigte trotz erfolgter Trennung weiter in dem 

Glauben war, seine frühere Freundin würde ihn noch lieben und dürfe keinen anderen Mann 

haben, weshalb er sie ständig an ihrer Wohnanschrift aufsuchte, läutete und sich teilweise 

auch Zugang zur Wohnung verschaffte (§ 123 StGB !). Er selbst gab daher auch bei der 

Polizei an, die Beziehung bestehe nach wie vor, während die Geschädigte aussagte, sich 

bereits vor zwei Monaten von ihm getrennt zu haben. Ob hier tatbestandlich auch die 

Voraussetzungen des neuen § 238 StGB vorlagen hängt davon ab, wie sehr die 

Geschädigte durch das Verhalten des I. beeinträchtigt war. 

Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, das bereits vor Inkrafttreten des neuen § 238 

StGB eine Vielzahl möglicher Verhaltensweisen von Stalkern den Tatbestand von 

Strafgesetzen erfüllte. Gerade an diesen Beispielfällen wird aber auch deutlich, dass erst 

eine gewisse Vertrautheit mit der Stalking-Problematik insgesamt es überhaupt erst 

ermöglicht, hinter mehreren Einzelakten typische Stalking-Verläufe wahrzunehmen.  Nach 

wie vor ist es erforderlich, auch weiterhin entsprechend zu verfahren, soweit die 

Tatbestandsvoraussetzungen des § 238 StGB nicht gegeben bzw. jedenfalls nicht 

nachweisbar sind. 

Für Stalking-Fälle charakteristische Tatbestände sind u. a.: 

- Bedrohung,  § 241 StGB 

- (versuchte) Nötigung,  § 240 StGB 

- Körperverletzung,  §§ 223ff StGB 

- Beleidigung,  §§ 185ff StGB 

- Sachbeschädigung,  § 303 StGB 

- Hausfriedensbruch,  § 123 StGB 



29 

 

- Sexuelle Nötigung, § 178 StGB 

- Computerdelikte, §§ 202a, 303a und b StGB 

- Verletzung des höchstpersönlichen  Lebensbereichs durch Bildaufnahmen,  

      § 201a StGB („Spanner-Paragraph“) 

Dabei handelt es sich insgesamt um Tatbestände, die – neben den weiteren Tatbeständen 

der Freiheitsberaubung, § 239 StGB, des Raubes, §§ 249ff StGB, der Erpressung, §§ 253ff 

StGB und den Delikten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, §§ 177ff StGB -  gerade für 

den Bereich der häuslichen Gewalt prägend sind. 

Am 01.01.2002 trat zudem im Rahmen des Aktionsplanes zur Bekämpfung von Gewalt 

gegen Frauen das sogenannte Gewaltschutzgesetz in Kraft. Dieses sieht in § 1 II Nr. 2b 

auch die Möglichkeit vor, in Fällen unzumutbarer Belästigung zivilrechtliche 

Schutzanordnungen durch das Familiengericht bzw. Zivilgericht zu erwirken, die es dem 

Täter beispielsweise untersagen, sich dem Opfer zu nähern oder mit ihm anderweitig 

Kontakt aufzunehmen. Verstößt der Stalker gegen eine bestimmte, vollstreckbare Anordnung 

des Gerichts, macht er sich nach § 4 GewSchG strafbar. Dies setzt aber zwangsläufig 

voraus, dass die Geschädigte selbst aktiv wird und – sinnvollerweise mit Hilfe eines 

Rechtsanwalts – eine solche Schutzanordnung bei Gericht beantragt. Ist sie dazu – aus 

welchen Gründen auch immer – nicht in der Lage, greift diese Möglichkeit nicht. 

Insgesamt muss in diesem Zusammenhang betont werden, dass dem Stalking-Opfer selbst 

auch im Ermittlungs-/Strafverfahren eine wichtige Aufgabe zukommt: nicht nur, dass es 

unabdingbar ist, dem Stalker so früh wie möglich ein für allemal klarzumachen, dass 

Kontakte unerwünscht sind und nach dieser Erklärung jedwede Kommunikation auch 

tatsächlich einzustellen, zudem müssen alle zur Verfügung stehenden Beweismittel akribisch 

gesammelt werden: Briefe und Geschenke des Stalkers dürfen nicht weggeworfen werden, 

sondern sind der Polizei zu übergeben. E-Mails und SMS sind -  in Anwesenheit von Zeugen 

- zu dokumentieren, Gesundheitsstörungen müssen durch ärztliche Atteste nachgewiesen 

werden. Je mehr solcher  Beweismittel seitens eines Stalking-Opfers zur Verfügung gestellt 

werden, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit – soweit die Grenzen strafbewehrten Tuns 

überschritten sind – dass auch eine entsprechende Verurteilung erreicht werden kann.  

Trotzdem gibt es – natürlich – Fälle, in denen § 238 StGB tatsächlich eingreift:  

Auch hierzu wieder ein konkreter Sachverhalt: 

 „H. E. wird beschuldigt, in dem Zeitraum vom 16.04.2008 bis zum 12.05.2008 die 

Geschädigte A. H. mittels zahlreicher SMS- und Faxnachrichten sowie Telefonanrufen 

gestalkt bzw. belästigt zu haben. Laut Angaben der Geschädigten erlitt diese durch die 

Tathandlungen Schlafstörungen und Angstzustände“15 

Hier dürfte der Tatbestand des § 238 StGB erfüllt sein, vorausgesetzt natürlich, dass die von 

der Geschädigten  beschriebenen Gesundheitsbeeinträchtigungen auch ärztlich attestiert 

werden; angesichts des zeitlichen Ablaufs der Geschehnisse tritt hier jedoch eine andere 

Problematik in den Mittelpunkt: 

Die Anzeige wurde Mitte Juni 2008 vorgelegt; bis der Verteidiger und der Vertreter der 

Geschädigten sich geäußert hatten, gingen zwei weitere Monate ins Land, während derer 
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keine neuen Kontaktversuche mehr stattfanden. Ein Antrag auf Erlass einer einstweiligen 

Verfügung vor dem zuständigen Amtsgericht wurde von der Geschädigten nicht weiter 

verfolgt; vielmehr wurde das Verfahren für ruhend erklärt.  

In solchen Fällen – die im übrigen in der Praxis sehr häufig sind, da die meist sehr 

komplexen Stalkingfälle auch eine sehr intensive und zeitaufwendige polizeiliche 

Ermittlungstätigkeit bedingen – kann es geschehen, dass die Akten erst zu einem Zeitpunkt 

vollständig vorliegen, zu dem bereits seit Monaten keine Kontakte mehr zwischen den 

Betroffenen stattgefunden haben. Im Hinblick darauf, dass gerade in Stalking-Fällen ein 

erneutes Zusammentreffen zwischen Täter und Opfer im Rahmen einer Hauptverhandlung 

möglichst unterbleiben sollte, muss bei solchen Konstellationen daher auch über eine 

Verfahrenseinstellung – eventuell mit entsprechenden Auflagen – nachgedacht werden, da 

ansonsten die Gefahr bestünde, dass bei einem erneuten Zusammentreffen von Täter und 

Opfer es wieder zu neuen Stalking-Handlungen kommen würde. 

Hier ist im übrigen darauf hinzuweisen, dass gerade bei anwaltlich vertretenen Beschuldigten 

in Zusammenarbeit mit der Verteidigung oftmals eine Beendigung der Stalking- Abläufe 

erreicht werden kann, da die Verteidiger ihren Mandanten meist deutlich machen können, 

dass eine Fortsetzung ihres Verhaltens zwangsläufig zur strafrechtlichen Verfolgung führen 

wird.  

Trotzdem gibt es Fälle, in denen trotz aller Bemühungen keine Beruhigung zu erreichen ist 

und damit letztlich allein wegen § 238 StGB Anklage erhoben werden muss. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle einen Beispielfall darstellen, der Staatsanwaltschaft und 

Gericht jetzt schon seit geraumer Zeit beschäftigt: 

Der Beschuldigte hatte 2007 eine kurze (2 Monate) Beziehung mit der Geschädigten, die von 

dieser beendigt wurde. Dies wurde von ihm nicht akzeptiert, vielmehr hat er über  einen 

Zeitraum von Ende März 2007 bis Mitte Dezember 2007 massiv versucht, neue Kontakte mit 

der Geschädigten aufzunehmen. Am 07.03.2008 wurde Anklage erhoben, nachdem die 

Beeinträchtigungen unvermindert andauerten und die Geschädigte  deswegen ein 

posttraumatisches Belastungssyndrom entwickelt hatte16. Obwohl nur ein kleiner Ausschnitt 

aus dem gesamten Stalking-Geschehen zur Anklage gebracht wurde, umfassten diese 

letztlich 62 Einzelvorwürfe. Unbeeindruckt davon wurden die Kontaktversuche bis zur 

Hauptverhandlung fortgesetzt, weswegen Haftbefehl gegen ihn erging. Kaum in 

Untersuchungshaft, hat der Angeklagte  erneut versucht, über die dortigen Sanitäter Kontakt 

mit der Geschädigten aufzunehmen.  

Interessant ist dieser  Fall – genauso wie der zuvor geschilderte - primär deswegen, weil hier 

der Beschuldigte über die reinen Stalkinghandlungen hinaus keine weiteren Straftaten 

begangen hat – hier ermöglicht der neue § 238 StGB also tatsächlich Strafverfolgung bereits 

in einem Bereich, wo dies früher sehr problematisch wenn nicht überhaupt unmöglich 

gewesen wäre. 

Hervorzuheben ist zudem, dass hier der bislang einzige Haftbefehl gem. § 112a St PO 

erwirkt werden konnte. Auffällig erscheint hier zudem, dass – wie bereits öfters festzustellen 

– der Stalker massiv psychisch auffällig ist. Während im Rahmen der erstinstanzlichen 

Hauptverhandlung lediglich eine verminderte Schuldfähigkeit diagnostiziert werden konnte, 
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wurde jetzt vor dem Landgericht im Berufungsverfahren das Vorliegen des § 20 StGB nicht 

ausgeschlossen und angesichts des immer deutlicher werdenden völlig fehlenden 

Unrechtsbewusstseins des Angeklagten und seiner Tendenz, die Stalking-Handlungen 

fortzusetzen,  das Verfahren folgerichtig an die große Strafkammer zur Durchführung des 

Sicherungsverfahrens verwiesen. Auch wenn nach wissenschaftlichen Erkenntnissen nur 

etwa zehn Prozent der Stalker psychisch auffällig sein sollen, so ist doch gerade bei den 

schweren Stalking-Fällen eine entsprechende Massierung zu beobachten. 

Die weiteren Absätze des § 238 StGB, die bislang – soweit ersichtlich – noch kaum 

praxisrelevant geworden sind,  sollen hier nur kurz zusammengefasst werden: 

Absatz 2 enthält einen Qualifikationstatbestand für Taten, durch die der Täter das Opfer, 

einen Angehörigen des Opfers oder eine andere dem Opfer nahestehende Person durch die 

Tat in die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. Der Begriff 

der schweren Gesundheitsschädigung reicht weiter als der der schweren Körperverletzung 

(§ 226 StGB); er umfasst daneben insbesondere auch langwierige ernsthafte Erkrankungen 

sowie den Verlust oder die erhebliche Einschränkung im Gebrauch der Sinne, des Körpers 

und der Arbeitsfähigkeit. 

Absatz 3 enthält eine Erfolgsqualifikation für die Verursachung des Todes. Gedacht ist dabei 

vorrangig an Konstellationen, in denen das Opfer durch den Täte n den Suizid getrieben 

wird. 

Wichtiger erscheinen einige Anmerkungen zu der ebenfalls erfolgten Änderung des § 112a 

StPO:  

Zweites Kernstück der am 31. März 2007 in Kraft getretenen Neuerungen war neben der 

Einführung des neuen § 238 StGB überhaupt die Aufnahme der Qualifikationen der Absätze 

2 und 3 des § 238 StGB in § 112a Abs. 1 Nr. 1 StPO.  

Nach den Erfahrungen der Praxis kann dem Opfer in gravierenden Fällen des „Stalking“ 

oftmals nur dann geholfen werden, wenn der durch den Täter in Gang gesetzte Terror durch 

dessen Inhaftierung unterbrochen wird.17 Jedoch liegen die Voraussetzungen des § 112 

StPO zumeist nicht vor, weil es sich beim Täter um eine ansonsten strafrechtlich noch nicht 

in Erscheinung getretene Person in geordneten sozialen Verhältnissen handelt. Die zeitlich 

begrenzte Ingewahrsamsnahme nach Polizeirecht bietet gleichfalls keine effektive 

Handhabe. Dementsprechend sind in der Vergangenheit Fälle aufgetreten, in denen der in 

Freiheit befindliche Täter das Opfer während laufender Strafverfahren körperlich schwerst 

geschädigt oder gar getötet hat. Diesen Umständen soll die Ergänzung des § 112a Abs. 1 

Nr. 1 Rechnung tragen. Hierzu ist allerdings anzumerken, dass dies praktisch meist nicht 

greifen wird, da der neue Wortlaut des § 112a StPO voraussetzt, dass die Gefahr des Todes 

oder einer schweren Gesundheitsbeeinträchtigung bzw. der Tod selbst durch die Tat schon 

eingetreten sein muss. Damit werden die gefährlichen Eskalationsfälle nur unzureichend 

erfasst und die Stalking-Opfer in der entscheidenden Phase nicht wirksam geschützt.18 

                                            
17

 vgl. insoweit BT-Drucks. 16/1030, S. 7  
18

 vgl. Nack, Statement zur Anhörung vor dem Rechtsausschuss am 18.10.2006 zum Entwurf eines Stalking-

BekämpfungsG, unter www.bundestag.de/archive 

2007/0206/ausschuesse/a06/anhoerungen/06_Stalking/04_StN, S. 2 sowie im selben Sinne Janowsky, ebenda. S. 

5 bzw. insgesamt Dr. Matthias Krüger, Zur Deeskalationshaft in Fällen von Stalking, Neue Justiz 4/2008, S. 

150ff 

http://www.bundestag.de/archive
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Spätestens an dieser Stelle muss man sich daher fragen, ob man sich denn damit nicht den 

ganzen Aufwand hätte sparen und – wie gehabt – mit den bereits bestehenden gesetzlichen 

Möglichkeiten hätte weiterarbeiten können. 

Meines Erachtens war jedoch die Schaffung des neuen § 238 StGB trotz aller eben 

angerissener Probleme notwendig und richtig war. 

An dieser Stelle soll nochmals ein kurzer  Blick zurück auf die Gesetzgebungsgeschichte des 

§ 238 StGB geworfen und an die Stellungnahme des Landes Baden-Württemberg im 

Rechtsausschuss des Bundesrats am 02.03.2005 anknüpft werden. Justizminister Prof. Dr. 

Ulrich Goll (FDP) betonte, dass gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, um 

unzumutbare Belästigungen wirkungsvoll zu unterbinden. Goll erklärte: „Ich bin dafür, in das 

Strafgesetzbuch einen neuen, eigenen Straftatbestand der schweren Belästigung 

aufzunehmen. ´Stalking´ ist kein Kavaliersdelikt sondern die massive Beeinträchtigung der 

Freiheitssphäre des Opfers“. Von der Schaffung eines eigenen Stalking-Straftatbestandes 

geht zudem eine nicht zu unterschätzende Signalwirkung aus, die deutlich macht, dass der 

Staat massive Belästigungen auch im privaten Umfeld nicht toleriert. Damit wird der Schutz 

des Einzelnen weiter verbessert19. 

Damit wird die Bedeutung des neuen § 238 StGB klar umrissen: unabhängig von den 

Schwierigkeiten in der praktischen Anwendung hat die mit der Schaffung des § 238 StGB 

erfolgte Eingliederung in das Strafgesetzbuch zwangsläufig zu einem stärkeren Bewusstsein 

der Möglichkeit einer strafrechtlichen Verfolgung  geführt und dient damit in größerem Maße 

dem Opferschutz als eine Ausweitung des grundsätzlich zivilrechtlich ausgelegten 

Gewaltschutzgesetzes – dies vor allem, da es den Strafverfolgungsbehörden den 

erforderlichen Freiraum zur eigenständigen Überprüfung schafft, unabhängig von 

zivilrechtlichen Vorgaben. Losgelöst von der Frage, ob angesichts der angesprochenen 

Nachweisschwierigkeiten und der verfehlten Ausgestaltung als Erfolgsdelikt ein solches 

Gesetz tatsächlich in einer relevanten Anzahl von Fällen zu einer Verurteilung des Stalkers 

führen kann, stellt allein die Schaffung eines solchen Gesetzes klar, dass der Stalker sich 

außerhalb des gesellschaftlich tolerablen Verhaltens stellt und – zumindest grundsätzlich – 

mit strafrechtlicher Sanktion rechnen muss. Gerade dieses öffentliche Unwerturteil ist jedoch 

im Bereich der Häuslichen Gewalt und damit auch insbesondere des Ex-Partner-Stalking 

unverzichtbar, um tradierte Verhaltensweisen zu ächten und die – immer noch erhebliche – 

Dunkelziffer zu reduzieren. 

Wichtig war hierbei insbesondere, dass im Zusammenhang mit der Diskussion um die 

Einführung eines speziellen Stalking-Paragraphen das  Wissen um das Phänomen Stalking 

in der Polizei verbreitet und damit sichergestellt wurde, dass ein Stalking-Opfer bei 

Anzeigeerstattung auch auf einen kompetenten Ansprechpartner trifft. Hier ist man in 

Freiburg meines Erachtens den richtigen Weg gegangen, in dem man – über den reinen 

Bereich der Häuslichen Gewalt hinaus -  alle Fälle des Ex-Partner-Stalking den 

Schwerpunktsachbearbeitern Häuslicher Gewalt zugewiesen hat, die – basierend auf der 

insoweit bereits vorhandenen jahrelangen Erfahrung inzwischen  auch im Bereich Stalking 

durch die zwischenzeitlich erworbene Fallerfahrung und durch zusätzliche intensive 

Fortbildungsmaßnahmen zu kompetenter Risikoanalyse und dem erforderlichen 

Management von Stalking-Fällen in der Lage sind. So ist es in Freiburg zum Beispiel erst im  

                                            
19

 zitiert nach Presseerklärung Stefan Wirz (Pressesprecher) vom 02.03.2005 (www.justiz.baden-

wuerttemberg.de) 
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Juni 2006 gelungen, für die mit diesem Gebiet befassten Polizisten, Staatsanwälte und die 

Mitarbeiterinnen des Freiburger Frauen - und Kinderschutzhauses ein zweitägiges 

Kompaktseminar unter Leitung von Jens Hoffmann zu veranstalten. Nach Inkrafttreten des § 

238 StGB haben weitere Schulungsveranstaltungen stattgefunden,  so dass meines 

Erachtens nun im hiesigen Zuständigkeitsbereich die zuständigen Beamten über ein 

ausreichendes Hintergrundwissen verfügen, um die anfallenden Stalking-Fälle adäquat zu 

bearbeiten. 

Wäre die Notwendigkeit eines neuen Stalking-Paragraphen nicht so intensiv diskutiert 

worden, so hätte gerade im Bereich der Polizei eine solch intensive Auseinandersetzung mit 

dem Bereich des Stalking sicher nicht stattfinden können. 

Damit stellt sich die abschließende Frage, was in den Fällen, die auch heute noch „durch das 

Raster fallen“, weil keine weiteren Straftaten nachweisbar sind und auch die 

Tatbestandsvoraussetzungen des § 238 StGB nicht vorliegen, unternommen werden kann, 

um dem Opfer zu helfen. 

Die Staatsanwaltschaft als Strafverfolgungsbehörde ist primär zur Verfolgung konkreter 

Straftaten berufen, was bedeutet, dass ein Eingreifen erst erfolgen kann, wenn zumindest 

das Vorliegen eines Anfangsverdachts zu bejahen ist. Seitens der Staatsanwaltschaften 

kann daher – wie bereits oben dargestellt – bislang nur versucht werden, Teilaspekte des 

Stalking-Verhaltens unter bestehende Strafgesetze zu subsumieren, um den Täter dann 

durch die Einbestellung zur Beschuldigtenvernehmung bei Polizei oder Staatsanwaltschaft 

und – soweit möglich - durch Strafbefehlsanträge oder Anklagen zum Überdenken seiner 

Verhaltensweisen zu veranlassen. Auch das Inkrafttreten des neuen § 238 StBG hat nichts 

daran geändert, dass seitens der Staatsanwaltschaft ein Tatnachweis geführt werden muss, 

was im Einzelfall – bei entsprechend geschicktem Agieren des Stalkers – höchlichst 

problematisch sein kann. 

Wie überhaupt im Bereich der häuslichen Gewalt ist auch hier eine zeitnahe und 

entschiedene Reaktion von wesentlicher Bedeutung: auch wenn man meist 

gezwungenermaßen nur Teilakte herausgreifen kann, so ist doch die möglichst schnelle 

Konfrontation mit Staatsanwaltschaft und Gericht und mit einschneidenden finanziellen 

Konsequenzen in Gestalt von empfindlichen Geldstrafen ein gutes Mittel, den Täter zum 

Nachdenken zu bringen.  

Demgegenüber hat die Polizei, die auch im präventiven Bereich agieren kann und soll, ein 

viel breiteres Handlungsspektrum.  

Hier ist nochmals auf eine noch relativ neue, in den letzten fünf Jahren auch im Bereich der 

Polizeidirektion Freiburg erfolgreich praktizierte Maßnahme zu verweisen: die sogenannte 

Gefährderansprache20. 

Wird beim Zusammentragen aller Erkenntnisse eine positive Gefahrenprognose für den 

Täter – hier den Stalker - gestellt, geht man also davon aus, dass eine konkrete Gefahr für 

das Opfer vorliegt, so wird dieser durch die Polizei angesprochen, um ihn mit diesen 

                                            
20

 Stürmer, Uwe (2005): Einschreiten der Polizei bei Bedrohungen in Paarbeziehungen beziehungsweise Stalking 

zur Verhinderung von Gewalteskalationen  sowie  zu entsprechenden – bereits länger praktizierten Ansätzen in 

Bremen: Lapsien, Paul (2005) Stalking – Interventionen und Möglichkeiten der Polizei in Bremen. In: 

Weiß,Andrea/Winterer, Heidi (Hrsg.): Stalking und häusliche Gewalt. Interdisziplinäre Aspekte und 

Interventionsmöglichkeiten, Freiburg, S. 96 – 104  bzw. S. 80 – 95. 
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Erkenntnissen zu konfrontieren und die rechtlichen und persönlichen Konsequenzen für ihn 

aufzuzeigen. Dem Täter wird damit signalisiert, dass er im Fokus der Polizei steht und er mit 

weiteren polizeilichen Maßnahmen zu rechnen hat, wenn er sein Verhalten nicht ändert21. 

Dies erscheint einigermaßen stringent: vielen Tätern im Stalking-Bereich ist es gar nicht klar, 

wie nahe sie daran sind, gegen Straftatbestände zu verstoßen und welche Konsequenzen 

dies nach sich ziehen kann, wobei festzuhalten ist, dass auch nach Inkrafttreten des § 238 

StGB viele Stalker ohne eine entsprechende Konfrontation und Aufklärung ihr eigenes 

Verhalten wahrscheinlich nicht dem Tatbestand der Nachstellung zuordnen werden.  

Wichtig ist, dass diese persönliche Kontaktaufnahme mit dem Gefährder beziehungsweise 

seinem Umfeld aus präventiven Gründen bereits erfolgen kann, bevor konkrete Straftaten 

verübt wurden – dies bedeutet einen großen Schritt nach vorne im Hinblick auf 

konsequenten Opferschutz und Vermeidung von Gewalteskalationen. 

Ein zu allem entschlossener oder psychisch kranker Täter wird sich hierdurch zwar eher 

nicht abschrecken lassen, jedoch darf nicht verkannt werden, dass gerade die dem Bereich 

des Ex-Partner-Stalking zuzuordnende Tätergruppe in aller Regel sozial angepasst ist und 

entsprechend soziale Ausgrenzung  - als Reaktion auf strafbares oder gesellschaftlich nicht 

akzeptiertes Verhalten - ein adäquates Druckmittel darstellt. 

Abschließend ist festzuhalten, dass die Gesetzgebungsdebatte um den neuen § 238 StGB 

dazu geführt hat, dass innerhalb der Polizei und der Justiz die Stalking –Problematik sehr 

intensiv thematisiert wurde und heute kaum ein Polizeibeamter des Landes Baden-

Württemberg in diesem Bereich noch Informationsdefizite haben dürfte. Das  Wissen um das 

Phänomen Stalking ist heute in der Polizei verbreitet und damit sicherstellt, dass ein 

Stalking-Opfer bei Anzeigeerstattung auch auf einen kompetenten Ansprechpartner trifft. 

Auch wenn der § 238 StGB besser hätte gefasst werden können – es gibt ihn und er 

ermöglicht über Strecken auch Strafverfolgung in einem Bereich, in dem vor seinem 

Inkrafttreten kaum Möglichkeiten zu einer strafrechtlichen Reaktion bestanden. 
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Forum 3: Ambivalenzen auf Seiten der Opfer 

 

Dr. Margarete Wegenast, Frauennotruf Langenhagen 

 

Ziel des Workshops sollte es sein, den Begriff der „Ambivalenz des Opfers“ zu erhellen und 

dies in einem zweiten Schritt für die praktische Arbeit mit betroffenen Frauen nutzbar zu 

machen. Die Beiträge, Erfahrungen und Empfindungen der Teilnehmer/innen zu einzelnen 

Aspekten des Phänomens „Ambivalenz des Opfers“ wurden in Kleingruppen erarbeitet: Was 

meint „Ambivalenzen des Opfers“, was löst es in mir aus, was ist meine Rolle und wie gehe 

ich als Professionelle/r in der Praxis damit um? 

Die Ergebnisse zeigten, dass durchaus ein Repertoire von Handlungsmöglichkeiten und ein 

klares Rollenverständnis seitens der Berater/in zur Verfügung steht, dass demgegenüber 

aber die Wahrnehmung der Ambivalenz und vor allem die dadurch ausgelösten Gefühle eine 

enorme emotionale Belastung zum Ausdruck bringen. Tatsächlich scheint die Korrelation von 

ambivalentem Opferverhalten und Frustration und Verunsicherung der Helfenden ein 

wesentliches Merkmal der Arbeit zu häuslicher Gewalt zu sein (schon in den „Arbeitshilfen 

für die interdisziplinäre Intervention“ von 2003 ist sie Thema). 

Wichtig und bedenkenswert erscheinen mir in diesem Zusammenhang die Ausführungen von 

Frau Brückner, die sehr zu Recht auf die Ambivalenzen auf Seiten der Professionellen selbst 

hinweist – und auf die Gefahr, diese in „abwehrenden Hilfskonstruktionen“ oder 

Rettungsphantasien zu verdrängen (was sich langfristig jedenfalls auch rächen dürfte). An 

diesem Punkt wird jedoch gleichzeitig deutlich, dass wir es im Fall des (Expartner-)Stalkings, 

um den es hier gehen soll, mit einer anderen Problemlage zu tun haben als bei häuslicher 

Gewalt. Wenn die Ambivalenz des Opfers, die sich in der der/des Professionellen spiegelt 

und von dieser/diesem mitgetragen werden soll, im Hin- und Herschwanken zwischen dem 

Wunsch zu gehen und dem zu bleiben besteht (Brückner, S.10), dann ist sie im Fall des 

Stalkings, d.h. nach einer Trennung, bereits zu einem wesentlichen Teil aufgelöst. 

Ebenso wie für die Einschätzung von Motiven und Verhalten des Täters (vgl. den Vortrag 

von Louise Greuel) erscheint es mir im Hinblick auf die betroffene Frau wichtig, zwischen 

häuslicher Gewalt und Stalking zu unterscheiden. Anders gesagt: die fehlende 

Unterscheidung zwischen den Bedingungen von häuslicher Gewalt und Stalking steht einer 

erfolgreichen Beratung im Wege – und führt zu chronischer Überforderung und Frustration 

auf beiden Seiten.  

Eine Frau, die sich aus einer (gewalttätigen) Beziehung löst, begibt sich damit 

erwiesenermaßen in Gefahr. Das Risiko, Opfer einer Gewalttat bis hin zu Mord zu werden, 

ist signifikant erhöht. Die vielfach ausdrücklich vom Täter ausgesprochene Drohung „Ich 

bringe dich um!“ steht immer im Raum – auch im Beratungsraum. Die Aktualität und letztlich 

kaum vorhersehbare Dynamik ist ein enormer Belastungsfaktor für die Beratung bei Stalking, 

der auch den/die Helfer/in erheblich unter Druck setzt und dazu führen kann, dass in der 

Beratung die – angstbedingte – Täterfixierung der betroffenen Frau weiter verstärkt wird. 

                                            

 Die Ergebnisse wurden in Stichworten  auf sog. Tischzeitungen festgehalten – vgl. unten 
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Mit dieser berechtigten Angst und den durch sie diktierten Vorsichtsmaßnahmen erschwert 

sich die Frau den Weg in ein selbstständiges Leben, den sie durch den mutigen Schritt der 

Trennung bereits eingeleitet hat. 

Bei den handlungsleitenden Motiven ist hier also zu unterscheiden zwischen dem zugrunde 

liegenden Wunsch und Streben nach einer selbstbestimmten Existenz, ausgedrückt im mehr 

oder weniger fortgeschrittenen Prozess der Trennung, und der primär durch das 

Täterverhalten ausgelösten reaktiven Angst (sowie als drittes Motiv das Bedürfnis, dieser 

Angst zu entkommen). Die daraus resultierende Widersprüchlichkeit im Verhalten der Frau 

legt es nahe, hier von einer Ambivalenz auszugehen. Tatsächlich handelt es sich jedoch hier 

nicht um zwei gleichwertige einander widersprechende Strebungen, Wertungen oder 

Gefühle. Vielmehr liegen diese Motive psychodynamisch gesehen auf unterschiedlichen 

Ebenen. 

In der Praxis entfaltet diese Sichtweise sofort eine entlastende Wirkung (dies wurde auch 

von Teilnehmerinnen des Workshops bestätigt), indem sie erlaubt, die Angst der Betroffenen 

vor dem Hintergrund ihrer Selbstbestimmtheit als Person zu relativieren ohne sie zu 

bagatellisieren – selbst wenn diese Angst zunächst die Wahrnehmung zu beherrschen 

scheint. Es muss in der Beratung nicht um das Klein- oder Wegreden der Angst gehen (vgl. 

oben: Verdrängen der Ambivalenz durch Rationalisierung usw.). Im Gegenteil ermöglicht 

diese Perspektive eine bewusste Wahrnehmung der Angst.  

Die eher therapeutische Bearbeitung individueller Selbstbestimmtheit und Angst würde 

vermutlich das Setting der Beratung im Rahmen einer Erstintervention, einer polizeilichen 

Vernehmung oder beispielsweise eines Gesprächs der Jugendhilfe sprengen (ebenso wie 

detailliertere Ausführungen hierzu den Rahmen des Workshops gesprengt hätten). Die 

dahinter stehende Haltung vermittelt sich jedoch der Klientin in jedem Fall – Beispiel: Ich 

erhöhe nicht den Druck auf sie durch kategorische Handlungsanweisungen („Sie müssen…“, 

„Sie dürfen auf keinen Fall…“), sondern eröffne Entscheidungsräume („Es ist 

nützlich/hilfreich…“), wobei ich ausdrücklich Verständnis für die Angst signalisiere und dem – 

im momentan geschützten Raum der Beratungssituation – auch Raum geben kann. 

Folgende Thesen lassen sich zusammenfassen: 

 Begriff und Vorstellung von „Ambivalenz des Opfers“ bewirken Frustration, 

Verunsicherung und Überforderung - auch auf Seiten der Helfenden. 

 Zugleich wird der Begriff bzw. die Vorstellung der Situation von  Expartner-Stalking 

betroffenen Frauen nicht gerecht. 

 Eine alternative Sichtweise wirkt sich entlastend auf die Umgangs- bzw. 

Beratungssituation aus und ist damit sowohl im Hinblick auf die Bestärkung der 

Betroffenen als auch auf die Positionierung der Helfenden nützlich. 
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Die „Tischzeitungen“: 

 

 

Flip 1: Ambivalenzen des Opfers – was ist das? 

- Hin- und hergerissen 

- Bindung an den Partner 

- Verlustängste 

- Schwäche – Stärke  

- Angst – Stärke 

- Ausdauer 

- Unsicherheit in der eigenen Entscheidung, Zielen, Vorgehen, 

Gefühlen 

- Eigengefährdung durch Ausblenden der Gefahr 

- Zerrissenheit  = Wechselhaftigkeit 

- Realitätsverlust 

- Widersprüchliches Verhalten 

- Von außen: Druck, nicht ernst genommen werden 

- Handlungsunfähigkeit trotz besseren Wissens 

- Passivität 

- Orientierungslosigkeit 

- Leidensfähigkeit 

- Abhängigkeit – Unabhängigkeit 

- Erfolglose Aktivität 

 

 

 

Flip 2: Das ambivalente Opfer – was ist meine Rolle 

- Unterstützen 

- Ernstnehmen 

- Sicherheitsmanagerin 

- Spiegeln 

- Prozesse verstehen 

- Ohne Bewertung informieren – praktische Unterstützung 

- Realität herstellen 

- Über weitergehenden Hilfen informieren 

- Stabilisieren 

- Ambivalenz erkennen  und formulieren 

- Möglichkeiten aufzeigen 

- Zuhören und begleiten 

- Professionelle Nähe und Distanz 

- Beraterin 
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Flip 3: Ambivalenz des Opfers – was löst sie in mir aus?  

- Wechsel der Parteilichkeit 

- Entscheidung herbeiführen 

- Halt geben 

- Unverständnis 

- Ratlosigkeit 

- Wunsch zu Stabilisierung 

- Ambivalenz 

- Wut 

- Hilflosigkeit 

- Lähmung 

- Verständnis 

- Mitgefühl 

- Analysieren 

- „abhandeln“ 

- Erschöpfung 

- Ungeduld 

- Unzufriedenheit 

- Schwer auszuhalten 

- Sperrig 

- Unsicherheit  

- Ärger 

- „Standhaftigkeit“ / „Standfestigkeit“ 

- Größenwahn 

 

 

Flip 4: Das ambivalente Opfer – was mache ich?  

- Ambivalenz akzeptieren uns aussprechen 

- Wertfrei zuhören 

- Einfühlung geben 

- Verständnis zeigen 

- Bedürfnisse herausarbeiten, erforschen 

- Professionelle Distanz 

- Niedrigschwellige Angebote machen,  

- Zeitpunkt zum Handeln erkennen (Unterstützung suchen)  

- Pro- / Contra-Liste erstellen (lassen)  

- Supervision / Austausch im Team 

- Fortbildung 

- Vernetzt arbeiten 

- Angebot neuer Strukturen 

- Sachinfos geben 

- Psychohygiene 
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Forum 5: Täterarbeit bei Stalking 

 

Roland Hertel. Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt  Südpfalz 

Arbeit mit Trennungs-Stalkern22  

 

Jährlich sterben in Deutschland ca. 300 Frauen durch den Ex-Partner. 

Für so genannte Trennungs-Stalker, also für Täter, die ihrer Ex-Partnerin andauernd 

nachstellen, sie bedrohen und körperlich attackieren gibt es keine speziellen Beratungs- und 

Arbeitsmethoden. Bisher eingesetzte Trainingsprogramme für Täter im Bereich Häusliche 

Gewalt sind nicht anwendbar. Im Auftrag der Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit 

Häusliche Gewalt (BAG TäHG) entwickelte deshalb eine Arbeitsgruppe bestehend aus 

Täterarbeitseinrichtungen, Opferberatungsstellen, Polizei und Justiz in Zusammenarbeit mit 

der TU Darmstadt ein Konzept zur Arbeit mit Trennungs-Stalkern. 

Hauptziel ist der Schutz des Opfers und die Beendigung der Gewalt. 

Stalking-Opfer leiden unter massiven gesundheitliche und emotionale Beschwerden: innere 

Unruhe, Angst, Nervosität, Misstrauen gegen andere, aggressive Gedanken, Wut, 

Schlafstörungen, Magenbeschwerden, Kopfschmerzen, Panikattacken, Depressionen bis hin 

zu posttraumatischen Belastungsreaktionen. Es sind keine ‚sichtbaren’ Schläge, die 

verletzen sondern subtile Verhaltensweisen der Ex-Partner, die oft nur schwer beweisbar 

sind und dadurch ein starkes Hilflosigkeits- und Ohnmachtsgefühl hervorrufen. Als Folgen 

können sozialer Rückzug, zunehmender Alkoholkonsum, Leistungsabfall in Arbeit und 

Ausbildung oder sogar Verlust des Sorgerechts für die Kinder auftreten. 

Stalker haben fast immer eine verzerrte Wahrnehmung und sehen eine Berechtigung in ihren 

Handlungen (sie glauben z.B. für das Opfer sorgen zu müssen, oder füreinander bestimmt 

zu sein). 

Bei den Trennungs-Stalkern unterscheidet man zwei Typen: Sogenannte Rache-Stalker (sie 

waren meist schon während der Beziehung gewalttätig) und Stalker, die die Beziehung 

retten wollen. 

Für die Aufnahme eines Stalkers in ein soziales Trainingsprogramm muss eine akute 

Persönlichkeitsstörung ausgeschlossen sein, deshalb ist hier detaillierte Vorarbeit wichtig. 

Erst danach kann entschieden werden, ob ein Stalker ins Programm aufgenommen wird, 

oder sich einer therapeutischen Maßnahme unterziehen muss.  

Das Konzept beruht auf einer Mischung zwischen Einzel- und Gruppenarbeit.  

In der Gruppe werden  allgemeine Themen, wie ‚Empathiefähigkeit’, ‚Gefühle und Signale 

deuten’, ‚Grenzen erkennen und respektieren’, ‚soziale Netzwerke’ (Wie pflege ich 

Freundschaften?), oder ‚angemessener Umgang mit Kindern’ behandelt. Einzelgespräche 

dienen der Intensivierung. Hier werden verschiedene Themen aus der Gruppe auf die 

persönliche Ebene transferiert, akute Krisensituationen geklärt und detailliert eigene 

Trennungserfahrungen  aus der Kindheit besprochen 

                                            
22

 Der Text fasst die zentralen Aspekte des Forums zusammen - Quelle: Tagung Trennungsstalking 24.02.2010, 

Marion Spanoudakis, Diplom-Psychologin, Täterarbeit Landau 
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Themen die bei Häusliche-Gewalt-Täter-Programmen Hauptbestandteile sind - 

Tatrekonstruktion, Streitauslöser in der Partnerschaft, Kommunikation mit der Partnerin, usw. 

- werden mit Stalkern nicht behandelt. 

Das Opfer darf bei der Arbeit mit dem Stalker grundsätzlich nicht thematisiert werden. Jedes 

Erinnern an die Ex-Partnerin, an den Bindungswunsch oder den Wunsch nach Rache (je 

nach dem, um welchen Typ von Trennungs-Stalker es sich handelt) könnte die Situation nur 

noch verschärfen. 

Bei der Arbeit mit Stalking-Fällen gilt vor allem: KEINERLEI Täter-Opfer-Kontakt. Als sehr 

effektiv erwiesen hat sich ein enger Kontakt mit der Polizei. Sie bildet sozusagen die 

‚Schaltzentrale’ zwischen Staatsanwaltschaft, Gericht, Beratungsstellen und den Beteiligten 

selbst. 

Um die Gefährdung des Opfers möglichst gering zu halten und zu signalisieren, dass die 

Situation sehr ernst genommen wird, ist Netzwerk-Arbeit bei Stalking besonders wichtig. Im 

optimalen Fall arbeiten dabei Netzwerke aus Polizei, Interventionsstellen, 

Täterarbeitseinrichtungen, Justiz, Jugendämtern, Frauenunterstützungseinrichtungen und 

anderen Beratungsstellen entsprechend ihrem Auftrag zusammen, um die Gewalt zu 

beenden. 
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